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editorial

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

die steuerquellen sprudeln wie nie zuvor. bund und länder

überbieten sich mit Haushaltsüberschüssen. die „schwarze

null“ als bescheidenes Konsolidierungsziel ist längst passé.

nur die städte und gemeinden klagen in einer tour über zu

wenig geld - was läuft da schief? in der tat lebt immer noch

die Mehrzahl der nrW-Kommunen von der substanz. einen

ausgeglichenen Haushalt - darin halten sich einnahmen und

ausgaben die Waage - bekamen in der Vergangenheit nur 

eine Handvoll städte und gemeinden hin. 

Zugegeben - es werden mehr, dank der exzellenten 

Konjunktur und zusätzlicher landeshilfen in gestalt der

stärkungspaktes stadtfinanzen. aber selbst wenn alle das

erste etappenziel „ausgeglichener Haushalt“ irgendwann

einmal erreichen sollten - dahinter droht ein astronomischer

schuldenberg von allein 25 Milliarden euro Kassenkrediten. 

Mehr als 20 Jahre unterversorgung der nrW-Kommunen,

ausgelöst vorwiegend durch die lasten der deutschen 

einheit, haben deren finanzielles fundament zerstört.

gleichzeitig sind die erwartungen der bürger und bürgerinnen

gestiegen: mehr Kinderbetreuung, bessere bildung, 

barrierefreiheit, Klimaschutz und die integration vieler 

tausend Zugewanderter.

Jetzt ist die richtige Zeit, das ruder herumzureißen. der

bund muss rasch ein gesetz für die grundsteuer 

beschließen, das den fortbestand dieser eminent wichtigen

einnahmequelle sichert und mehr gerechtigkeit in der 

besteuerung schafft. die jüngst eingerichtete Kommission

„gleichwertige lebensverhältnisse“ soll instrumente 

entwickeln, mit deren Hilfe der ländliche raum gegenüber

den ballungszentren gestärkt werden kann.

auch das land nrW muss finanziell neue Prioritäten setzen.

ohne rückkehr zum Verbundsatz von 28 Prozent der 

steuereinnahmen können sich die meisten Kommunen eine

tilgung ihrer schulden abschminken. gut ist, dass das neue

kommunale finanzmanagement entrümpelt werden 

soll - etwa durch Wegfall der Pflicht, einen gesamtabschluss

aufzustellen. dieses komplizierte rechenwerk hat die 

erhoffte steuerungswirkung niemals wirklich entfaltet. 

auch die Verteilkriterien für das landesgeld müssen auf den

Prüfstand. rundweg sinnvoll ist die neue aufwands- und 

unterhaltungspauschale im kommunalen finanzausgleich

zur Verbesserung der gemeindlichen infrastruktur. auf 

der anderen seite lässt sich die besserstellung der 

großstädte durch einwohnerveredelung und einheitliche

fiktive steuerhebesätze nicht mehr rechtfertigen. 

Geldsegen als Chance

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen
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Bücher und medien

die dialekte von 
nordrhein-Westfalen
44 Sprachaufnahmen aus dem 20. und 21.
Jahrhundert, v. Georg Cornelissen und Mar-
kus Denkler, hrsg. v. Landschaftsverband
Westfalen-Lippe (LWL) und Landschaftsver-
band Rheinland (LVR), CD mit Booklet, 44
Tracks im MP3-Format, Gesamtlänge: 2 Std.,
9,90 Euro, ISBN 3-939974-65-9

in nrW gibt es viele dialekte - vom ostwestfälischen Plattdeutsch
über das Münsterländische bis hin zur eifeler Mundart. die audio-
Cd enthält 44 aufnahmen aus 40 orten. neben aktuellen sprach-
proben befinden sich auf der Cd auch etwa 60 Jahre alte
tondokumente aus demselben ort oder derselben region. die Cd
bietet damit nicht nur einen einblick in die Vielfalt der dialekte, son-
dern auch in den Wandel der sprache. 

die naturparke 
nordrhein Westfalens -
mit nationalpark eifel
Naturschutz - Naturerbe - Naturerleben, hrsg.
v. NRW-Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz, A 4,
120 S., kostenlos zu bestellen über E-Mail
broschuerenbestellung@mulnv.nrw.de oder
im Internet herunter- zuladen unter www.um-
welt. nrw 

die zwölf naturparke und der national-
park eifel in nrW nehmen 41 Prozent der landesfläche ein. als le-
bensraum für zahlreiche tier- und Pflanzenarten leisten sie einen
wichtigen beitrag zum erhalt des biologischen erbes. Zudem schützen
sie wichtige naturschätze. die broschüre stellt alle naturparke und
den nationalpark eifel in einer bunten Mischung aus erlebnistexten,
fotostrecken, Kartenübersichten und ausflugtipps vor.

lwl-museumstour 2018/2019

Entdeckungsreise durch alle LWL-Museen,
hrsg. v. Landschaftsverband Westfalen-Lippe
(LWL), 21 x 21 cm, 96 S., im Internet zu bestel-
len oder herunterzuladen unter www.lwl.org
oder www.lwl-museumstour.de 

„irrtümer & fälschungen der archäologie“,
„alles nur geklaut?“ und „Verschwörungs-
theorien“ - in Zeiten von fake news wartet
der landschaftsverband Westfalen-lippe in

der neuen Museumssaison gleich mit mehreren ausstellungen auf, die
sich mit irrtümern unterschiedlicher art befassen. in der broschüre fin-
den sich informationen zu allen sonderausstellungen und Veranstaltun-
gen in den 18 lWl-Museen. außerdem bietet der Museumsführer etwas
zum basteln, ein Quiz und den lWl-Museumspass. für sehbehinderte
Menschen steht die lwl-museumstour als Hörbuch zur Verfügung.

Bücher  36                             europa-news 40                   G     
titelfoto: K.-u. Häßler - stock.adobe.com 

INHALT 72. Jahrgang september  20�8

6

10Konsolidierung durch den Stärkungspakt
Stadtfinanzen am Beispiel Arnsberg 

von Peter Bannes

Reform des Neuen
kommunalen 
Finanzmanagements  

von Ina Scharrenbach

Die Reform der Grundsteuer 

von Florian Schilling und Uwe Zimmermann

Entwicklungen im 
kommunalen Finanzausgleich

von Cora Ehlert

18

14

22Die künftige Ausrichtung der 
Gemeindeprüfungsanstalt NRW 

von Heinrich Böckelühr

24
Onlineportal der Sparkassen-Finanzgruppe 
zur Kredit-Ausschreibung 
von Susan Niederhöfer und Christoph Wolff



stÄdte- und geMeinderat 9/20�8 5

nachrichten

aktiv für erhalt der Biologischen 
Vielfalt
die stadt Bad Salzuflen hat als 300. Kommune die deklaration „bio-
logische Vielfalt in Kommunen“ unterzeichnet. gleichzeitig ist sie
dem bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“ beigetreten. die
Kurstadt setzt sich seit Jahren für dieses umweltpolitische Ziel ein.
eigens dafür angelegte blühflächen mit ortstypischen Wildpflanzen
bieten schmetterlingen, bienen und anderen insekten nahrung so-
wie lebensraum. damit es auch in privaten gärten für insekten
blüht, stellt die Verwaltung von bad salzuflen den bürger/innen kos-
tenlos saatgut zur Verfügung. außerdem will bad salzuflen feld-
und Wegraine an ackerflächen als blühstreifen wiederherstellen. 

fast neun mio. Wohnungen in 
nordrhein-Westfalen
ende 2017 gab es in nordrhein-Westfalen mit 8,97 Mio. Wohnungen
den höchsten Wohnungsbestand aller Zeiten. Wie information und
technik nrW mitteilte, war die anzahl der Wohnungen um 0,5 Pro-
zent höher als 2016 und um drei Prozent höher als ende 2010. die
stärkste Zunahme des Wohnungsbestandes aller 396 städte und ge-
meinden des landes gegenüber 2010 ermittelten die statistiker
/innen für die stadt Wassenberg sowie für die gemeinden Gangelt
und Wettringen. einen rückgang verzeichneten lediglich die städte
altena und Bergneustadt. 

Weiternutzung der Senne durch 
die britische armee 
200 soldaten der britischen armee und ihre familienangehörigen
bleiben am standort Paderborn. Vorübergehend werden zudem bri-
tische truppen vor ort sein und den truppenübungsplatz senne wei-
ter nutzen. das gaben der Präsident des landtags nrW, andré Kuper,
Paderborns landrat Manfred Müller und Paderborns bürgermeister
Michael dreier bekannt. die drei begrüßten die entscheidung. dies
sei eine gute nachricht für die stadt Paderborn, insbesondere für
den ortsteil schloß neuhaus und das gebiet sennelager. denn die
Kasernen athlone und normandy sowie eine große anzahl von Woh-
nungen könnten weiter genutzt werden.

nachhaltigkeitspreis für drei 
nrW-Kommunen 
Mit den städten Münster und eschweiler sowie der gemeinde Saerbeck
kommen alle drei sieger des diesjährigen deutschen nachhaltigkeits-
preises für Kommunen aus nordrhein-Westfalen. der mit 30.000 euro
dotierte Preis wird vergeben für modellhaftes Praktizieren von nach-
haltigkeit. die großstadt Münster überzeugte mit ihrem Klimaschutz-
konzept sowie einer nachhaltigen bürgerbeteiligung. als stadt mittlerer
größe stellt sich die ehemalige braunkohle-stadt eschweiler erfolgreich
den Herausforderungen des strukturwandels. die gemeinde saerbeck
beeindruckte mit ihrem Plan, ab 2030 die energieversorgung Co2-neu-
tral zu betreiben. 

                                                   Gericht in Kürze  42
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ür die finanzierung der Kommunen ist neben den
eigenen steuereinnahmen der kommunale finanz-

ausgleich von überragender bedeutung. in den jährlich
zu verabschiedenden gemeindefinanzierungsgeset-
zen (gfg) entscheidet der nrW-landesgesetzgeber
über die Verteilung eines anteils an den so genannten
gemeinschaftssteuern - einkommensteuer, Körper-
schaftssteuer und umsatzsteuer - an die städte, ge-
meinden, Kreise und landschaftsverbände. 
im Jahr 2019 stehen rund zwölf Mrd. euro zur Verfü-
gung, um die eigenen einnahmen der Kommunen auf-
zustocken und die unterschiede in der finanzkraft zu-
mindest teilweise auszugleichen (siehe schaubild
rechts). insofern kann es nicht verwundern, dass die
Maßstäbe für die Verteilung der Mittel zwischen den
beteiligten heiß umstritten sind und bereits öfters zu -
größtenteils erfolglosen - Klagen beim Verfassungsge-
richtshof in Münster geführt haben.

Berechnung des Finanzbedarfs der weitaus größ-
te teil der Mittel - rund 84 Prozent - wird über so ge-
nannte schlüsselzuweisungen verteilt. dies sind für die
Kommunen allgemeine deckungsmittel, die nicht mit
einer speziellen Zweckbindung versehen sind. das

Mit einem komplexen Verteilungssystem will das Land 
unterschiedliche Steuerkraft und Bedarf der NRW-Kommunen
ausgleichen, wobei die Regeln ständig zu hinterfragen sind 

grundprinzip der Verteilung ist einfach: schlüsselzu-
weisungen bekommen nur diejenigen Kommunen, die
nicht in der lage sind, ihren finanzbedarf aus eigenen
einnahmen zu decken. 
aber wie wird der finanzbedarf einer Kommune 
bestimmt? die antwort auf diese frage gehört zu den
größten streitpunkten im kommunalen finanzausgleich.
letztlich wird das tatsächliche ausgabeverhalten der Kom-
munen herangezogen, um daraus einen verallgemeiner-
ten finanzbedarf abzuleiten. im Wege des mathemati-
schen Verfahrens der regression werden indikatoren
ermittelt, denen eine besondere aussagekraft mit blick
auf die typischerweise getätigten ausgaben zukommt. 
Hauptindikator für die Verteilung von schlüsselzuwei-
sungen ist die Zahl der einwohner jeder Kommune.
dabei wird aus den überproportionalen ausgaben grö-
ßerer städte der schluss gezogen, dass die ausgaben
pro einwohner mit steigender einwohnerzahl zuneh-
men. diese so genannte einwohnerveredelung führt
dazu, dass der stadt Köln ein rund 1,5 mal so hoher fi-
nanzbedarf pro einwohner zuerkannt wird wie etwa
der eifelgemeinde dahlem.

Gutachter prüft ob diese Verteilungslogik wirklich
stimmig ist, lässt die nrW-landesregierung entspre-
chend einer ankündigung im Koalitionsvertrag derzeit
von einem gutachter untersuchen. die ergebnisse
werden für den Herbst 2018 erwartet. Wenn man al-
lerdings frühere Publikationen der beauftragten gut-
achter zum Maßstab nimmt, sollte die Hoffnung auf

F

claus hamacher 
ist beigeordneter 
für finanzen beim 
städte- und 
gemeindebund nrW

der autor

Der kommunale 
Finanzausgleich soll die 
finanzielle Ungleichheit
zwischen den Städten,

Gemeinden und Kreisen
in NRW verringern

fair teilen

Entwicklungen im kommunalen Finanzausgleich
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thema Kommunalfinanzen

alternative Vorschläge zur einwohnerveredelung nicht
zu hoch gesteckt werden.
neben der einwohnerzahl spielen für die Verteilung der
Mittel insbesondere die Zahl der bedarfsgemeinschaf-
ten nach sgb ii - soziallastenansatz -, die Zahl der ganz-
tags- und Halbtagsschüler/innen - schüleransatz -, die
Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten -
Zentralitätsansatz - sowie in geringem umfang die flä-
che einer Kommune - flächenansatz - eine rolle.
da die gewichtung der indikatoren einer ständigen Über-
prüfung unterliegt, ergeben sich immer wieder Verschie-
bungen zwischen den einzelnen bedarfsansätzen, die mit
teils erheblichen umverteilungseffekten einhergehen. da
sich im gfg 2019 im Vergleich zum Vorjahr nicht nur die
zugrunde liegenden daten ändern, sondern - aufgrund
der empfehlungen des so genannten sofia-gutachtens -
auch die regressionsmethodik, kommt es zu besonders
signifikanten Verschiebungen.
so nimmt beispielsweise der Wert des soziallastenan-
satzes ab, während die spreizung bei der einwohner-
veredelung zunimmt. Was dies konkret an Zuweisungs-
gewinnen oder -verlusten bedeutet, erfahren die
Kämmereien erst mit der ersten Modellrechnung, die
typischerweise im Juli vor dem betreffenden finanz-
ausgleichsjahr vorliegt. obwohl die landesregierung
versucht hat, die Veränderungen durch eine stufen-
weise umsetzung abzumildern, erweisen sich diese für
manche Kommune teils als freudige, teils als böse
Überraschung.

Ermittlung der Finanzkraft die feststellung des fi-
nanzbedarfs ist lediglich die eine Hälfte der gleichung.
dem bedarf muss die eigene finanzkraft gegenüber-
gestellt werden - gebildet aus sämtlichen erträgen von
gewerbesteuer, grundsteuer sowie dem gemeindean-
teil an einkommen-, Körperschafts- und umsatzsteuer. 
um zu verhindern, dass Kommunen durch nicht-aus-
schöpfen ihres realsteuerpotenzials die staatlichen Zu-

weisungen zu ihren gunsten beeinflussen, werden bei
der gewerbesteuer und der grundsteuer nicht die tat-
sächlichen, sondern fiktive einnahmen zugrunde ge-
legt - unter der annahme, dass alle Kommunen densel-
ben Hebesatz festsetzen. dieser fiktive Hebesatz soll
im Jahr 2019 für die gewerbesteuer 418 Punkte (Vorjahr
417) und für die grundsteuer b 443 Punkte (Vorjahr 429)
betragen.
Problematisch an dieser regelung ist, dass für eine klei-
ne ländliche Kommune unterstellt wird, sie könnte die-
selben Hebesätze verlangen wie eine infrastrukturstar-
ke großstadt. das mag rechtlich der fall sein, aber
unternehmen wie auch bürger wird man mit einem
„großstädtischen“ Hebesatz weder ansiedeln noch am
ort halten können, wenn die gegenleistungen in form
von straßen, bahnlinien, flughäfen, schnellem inter-
net, medizinischer Versorgung, bildungs- und Kultur-
angeboten und Ähnlichem dem nicht entsprechen. 

Hebesatz staffeln nicht von ungefähr zeigt sich in
der ganzen republik quer durch alle bundesländer das-
selbe Muster: Je größer die Kommune, desto höher lie-
gen in der tendenz die Hebesätze. diesem umstand
sollte der kommunale finanzausgleich rechnung tra-
gen, indem nicht ein fester fiktiver Hebesatz zur be-
rechnung der steuerkraft eingesetzt wird, sondern je
nach gemeindegröße gestaffelte fiktive Hebesätze. 
das derzeitige system benachteiligt kleine Kommunen
erheblich, da an vielen stellen die Vorteile großer Kom-
munen bei der finanzkraft „weggerechnet“ werden.
für das gfg 2019 ist allerdings trotz intensiver bemü-
hungen des städte- und gemeindebundes nrW noch
keine Änderung der systematik geplant.
dem system der schlüsselzuweisungen mit seiner in-
härenten logik, dass hohe ausgaben auf einen hohen
finanzbedarf schließen lassen, wohnt eine selbstver-
stärkende tendenz inne. Wird das geld dorthin geleitet,
wo das ausgabeniveau am höchsten ist, besteht die

Größter
Streitpunkt

im kommunalen
Finanzausgleich:
Wie wird der 
Finanzbedarf 
einer Kommune
bestimmt?

Der kommunale 
Finanzausgleich soll die 
finanzielle Ungleichheit
zwischen den Städten,

Gemeinden und Kreisen in
NRW verringern

Vorgesehene Verteilung der mittel im GfG 20�9 
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Partizipation an der entwicklung
der Schlüsselzuweisungen seit dem 
Jahr 2000 Kreisfreie Städte

Summe NRW

Kreisangehörige Gemeinden

Kreisfreie Städte in 
NRW haben von der 
Steigerung der 

Schlüsselzuweisungen 
seit dem Jahr 2000 

überproportional profitiert

gefahr, dass diese zusätzlichen ressourcen zu weiteren
ausgabensteigerungen und damit zur feststellung ei-
nes noch höheren bedarfs führen. insofern kann es
nicht überraschen, dass die Zuwächse bei der verteil-
baren Verbundmasse in den vergangenen Jahren über-
proportional in die großen städte geflossen sind.

Veränderungen bei Pauschalen Während der
großteil der Mittel bedarfsabhängig verteilt wird, geht
ein kleinerer teil über finanzkraftunabhängige Pau-
schalen an alle Kommunen. die neue landesregierung
möchte einen schwerpunkt bei den bildungsausgaben
setzen und hat deshalb beschlossen, die schul- und bil-
dungspauschale von 600 auf 650 Mio. euro anzuheben
und diesen Wert für zukünftige Jahre an die entwick-
lung der steuereinnahmen zu koppeln. 
auch die sportpauschale, die zur finanzierung der
sportstätteninfrastruktur dient, wird angehoben. da-
gegen erfährt die allgemeine investitionspauschale ei-
nen leichten rückgang. dies wird mit dem umstand
begründet, dass diese Pauschale - anders als die ge-
nannten investitionspauschalen - bereits in den ver-
gangenen Jahren regelmäßig angehoben wurde.
sehr zu begrüßen ist die fortsetzung der 2017 einge-
führten befristeten gegenseitigen deckungsfähigkeit
sämtlicher Pauschalen. dies erlaubt es gerade kleinen
Kommunen, gezielt schwerpunkte bei ihrer investiti-
onstätigkeit zu setzen und die Mittel dort zu verwen-
den, wo sie in dem betreffenden Jahr am dringendsten
benötigt werden.

Neue Zuwendung im gfg 2019 will die landesre-
gierung eine so genannte aufwands-/unterhaltungs-

pauschale einführen. 120 Mio. euro sollen als allgemei-
ne deckungsmittel zur finanzkraftunabhängigen stär-
kung der gemeindlichen infrastruktur zur Verfügung
gestellt werden. 
der Hinweis auf einen investitions- und sanierungs-
stau, der abgebaut werden muss, ist aus sicht des städ-
te- und gemeindebundes nrW richtig. der Verzicht auf
eine Zweckbindung zugunsten flexibler einsatzmög-
lichkeiten ist ein gutes Zeichen, dass die landesregie-
rung die kommunale Handlungsfreiheit und die eigen-
verantwortung der gemeinden achtet. auch die
hälftige Verteilung nach den Maßstäben „einwohner/
in“ und „fläche“ ist beispielgebend. das instrument 
der aufwands-/unterhaltungspauschale sollte daher
perspektivisch ausgebaut werden.

Insgesamt defizitär auch wenn über den finanz-
ausgleich ungeheure summen verteilt werden - 
insgesamt bleibt der befund bestehen, dass die nrW-
Kommunen mit einer strukturellen unterfinanzierung
zu kämpfen haben. dies wird im Moment noch ka-
schiert durch die hervorragende entwicklung der Kon-
junktur in den zurückliegenden Jahren. 
allerdings zeigt die langfristige betrachtung, dass es
auch in den steuerstärksten Jahren kaum gelingt, die
aufgelaufenen altschulden im erforderlichen umfang
abzubauen. auf der politischen agenda der kommuna-
len spitzenverbände bleiben daher sowohl die forde-
rung nach einer lösung des altschuldenproblems als
auch das Petitum an das land, die Mittel im kommu-
nalen finanzausgleich so aufzustocken, dass ein dau-
erhaftes gleichgewicht zwischen aufwand und ertrag
der einzelnen Kommunen hergestellt wird. ◼
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DEZENTRALE VERSORGUNG

Stadt voller Energie 
Die Zukunft der Energieversorgung ist lokal und dezentral. Der weltmarktführende  
Technologiekonzern Siemens entwickelt dezentrale Energiesysteme für Kommunen 
und Städte. Durch die Umrüstung steigern sie ihre Attraktivität und Nachhaltigkeit.

Die weißen Rotorblätter der Windräder laufen ohne 
Pause, während sich die warmen Sonnenstrahlen 
ihren Weg durch die Wolkendecke bahnen. Nach 

und nach fällt das helle Licht schließlich auf die blau schim-
mernden Solarpaneele. Von dort fließt der gewonnene Strom 
in das anliegende Verteilnetz, wo er direkt verbraucht wird. 
Doch leider lassen sich diese Kraftwerke der Natur nicht 
steuern. Technologien für dezentrale Energiesysteme von 

Siemens helfen, überschüssige Energie aus Wind und Sonne 
zu speichern, wenn sie gerade nicht gebraucht wird. Durch  
flexible Lasten wie Batteriespeicher oder Elektrolyseure kann 
die Energie später in anderen Sektoren wie der Elektromobi- 
lität genutzt werden. Diese innovative Versorgungsvariante 
bietet besonders für Städte und Kommunen großes Potenzial.

Stets gut versorgt
Denn ein mit Speichertechnologien modernisiertes System 
sichert in Zeiten zunehmender Energieeinspeisung aus den 
variablen Energieträgern Wind und Sonne die ständige Ver-
sorgung und fördert die Stabilität des Netzes. Gleichzeitig 
steigert es die Wirtschaftlichkeit der Kommunen: Investi-
tionen lassen sich unter anderem mithilfe von innovativem 
Datenmanagement minimieren. So ist die Umrüstung mit 
niedrigen Kosten wie auch einem geringen Aufwand ver-
bunden (siehe Kasten).    

Wunsiedel geht bereits mit gutem Beispiel voran: Anfang 
des Jahres rüstete die bayerische Stadt das Energiesystem 
um. Der Ort mit der ältesten Naturbühne Deutschlands 
wagte den Schritt in Richtung Digitalisierung und bietet 
nun einen spannenden Einblick in das System einer entste-
henden „Smart City“ – mit der Unterstützung von Siemens 
als starkem Technologiepartner.

In drei Schritten zum  
optimierten Energiesystem:
•  Zunächst ist eine Bestandsaufnahme wichtig. Danach 

richtet sich, welcher Anlagetyp sich am besten eignet.

•  Eine eingehende Beratung durch die Siemens-Experten 
hilft bei der richtigen Entscheidung.

•  Siemens unterstützt die Finanzierung zukunftsorientier- 
ter Systeme mit innovativen Kostenmodellen. Weiteres 
Plus: Die gewonnenen finanziellen Freiräume können 
zur Finanzierung nachhaltiger Projekte genutzt werden.

Mehr unter:  
siemens.com/magazin/wunsiedel

ADVERTORIAL

Kraft der Natur:  
Das dezentrale Energiesystem 
von Siemens bietet  
Kommunen viele Vorteile
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Die Stadt Arnsberg hat den Stärkungspakt Stadtfinanzen genutzt, 
unter guten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und mit großer 
eigener Kraftanstrengung ihren Haushalt zu sanieren

Beschwerlicher Weg der Konsolidierung

it beschluss des stärkungspaktgesetzes durch
die nrW-landesregierung ende 2011 wurde die

stadt arnsberg, eine kreisangehörige Kommune im
Hochsauerlandkreis mit rund 74.000 einwohner(in-
ne)n, pflichtiges Mitglied der stufe i des stärkungs-
paktes. nachdem das eigenkapital der stadt in der er-
öffnungsbilanz noch mit 94,9 Mio. euro aufgeführt
war, musste bereits in der Haushaltsplanung 2010 auf-
grund zu erwartender negativer Jahresergebnisse die
Prognose angenommen werden, dass das eigenkapi-
tal bis zum Jahre 2012 völlig aufgebraucht sein würde. 
die finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 hatte
hieran einen erheblichen anteil. allein im Jahr 2009
brachen die gewerbesteuereinnahmen um 35 Pro-
zent ein und erbrachten 13,6 Mio. euro weniger als
im Vorjahr. als neu gewähltem Kämmerer und ers-
tem beigeordneten oblag dem autor seit Herbst 2011
die aufgabe, den nächsten arnsberger doppelhaus-
halt und die weitere Planung bis 2021 unter den rah-
menbedingungen des stärkungspaktgesetzes auf
den Weg zu bringen. 

Große Skepsis nach einer bereits 17 Jahren dau-
ernden Konsolidierungsphase war die skepsis gegen-
über neuen, möglicherweise noch drastischeren sa-
nierungsmaßnahmen groß. es galt also zunächst,

eine gewisse akzeptanz für das neue gesetz zu schaf-
fen. in vielen internen und externen Veranstaltungen
wurden der stärkungspakt und die sich daraus erge-
benden sanierungsmaßnahmen der stadt arnsberg
erläutert. 
Häufig war dabei eine flasche stärkungsmittel für
das Herz-/Kreislaufsystem im gepäck. damit wurde
der stärkungspakt verglichen: er unterstützt die Hei-
lung, für den gesundungsprozess muss man aber vor
allem selbst etwas tun. der Vergleich sorgte für ein
gewisses grundverständnis. er zerstreute einige be-
denken gegen das gesetz und mobilisierte die eige-
nen Kräfte. eine Perspektive jenseits der „Vergeblich-
keitsfalle“ negativer Jahresergebnisse und einer
immer größer werdenden schuldenlast erschien nun
nicht mehr ausgeschlossen. 
die Haushaltsrede des autors zum doppelhaushalt
2012/2013 trug eine positiv formulierte Überschrift:
„auf dem Weg zur finanziellen Wettbewerbsfähig-
keit“. dieser Haushalt enthielt einen sanierungsplan
mit 59 Maßnahmen und einem Volumen von rund
3,2 Mio. euro für das Jahr 2012, welches sich bis zum
Jahr 2021 auf ein jährliches Konsolidierungsvolumen
von fast 20 Mio. euro steigern sollte. 41 Maßnahmen
betrafen reduzierung von aufwand, 18 Maßnahmen
bezogen sich auf steigerung der einnahmen. bis zum
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beigeordneter 
und Kämmerer der
stadt arnsberg
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sichtsbehörde die stadt arnsberg. anfangs war der
umgang aller beteiligten von unsicherheit, formel-
lem Vorgehen und großem abstimmungsbedarf ge-
prägt. Mittlerweile hat sich eine gewisse routine ein-
gestellt, und es ist ein eingespieltes Miteinander
entstanden. dies hat sicherlich auch damit zu tun,
dass der ursprüngliche sanierungsplan im Wesentli-
chen konstant geblieben ist. Zudem stellten sich
schrittweise finanzielle erfolge ein. 
diese erfolge haben aber ihren Preis. dazu zwei bei-
spiele: Zwischen 2010 und 2014 wurden 51 Personal-
stellen abgebaut, indem nur jede dritte frei werdende
stelle wiederbesetzt wurde. Weitere nichtbesetzun-
gen von Planstellen in ähnlicher größenordnung sind
bis 2021 geplant. diese Personaleinsparungen führen
zwar zur reduzierung von Personalkosten im zwei-
stelligen Millionenbereich. sie verlangen aber von je-
der einzelnen Mitarbeiterin und jedem einzelnen

Jahr 2021 soll das gesamtvolumen des sanierungs-
plans 147,8 Mio. euro umfassen. 

Empörung über Sparpläne einige Maßnahmen
erregten die gemüter sehr stark. es kommt nun ein-
mal nicht gut an, wenn die existenz eines freibades
in frage gestellt wird, wenn Verwaltungs- und Wohn-
gebäude verkauft werden, wenn frei werdende Per-
sonalstellen nur zum teil wiederbesetzt oder die so
genannten freiwilligen leistungen begrenzt werden.
diese freiwilligen Maßnahmen machen bekanntlich
einen wesentlichen teil der kommunalen selbstver-
waltung aus. 
auch die erhöhung der gewerbesteuer auf 459 und
der grundsteuer b auf 523 Hebesatzpunkte wurden
äußerst kontrovers diskutiert, insbesondere weil man
eine spirale von steuerlicher Mehrbelastung und da-
raus folgend attraktivitätsverlust der gesamten stadt
für gewerbetreibende und bürgerschaft befürchtete.
dies würde letztlich eine gedeihliche entwicklung un-
möglich machen. 
Positiv vermerkt wurde das sichtbare bemühen, nicht
nur an der „steuerschraube zu drehen“, sondern die
sanierung auf eine breite basis zustellen. Zudem lag
im gesamtverlauf des stärkungspaktes die höhere
gewichtung bei der reduzierung des aufwandes und
nicht bei der steigerung der einnahmen.
der einstieg in den sanierungsplan war schmerzlich.
durch die Zwangsmitgliedschaft im stärkungspakt
wurde das Vorgehen aber auch als unvermeidlich ak-
zeptiert und die unterstützungszahlungen des landes
wurden durchaus als Hilfe wahrgenommen. im Juni
2012 beschloss der rat der stadt arnsberg den ersten
sanierungsplan. ende august genehmigte ihn die be-
zirksregierung als aufsichtsbehörde. 

Mittlerweile Routine seit sieben Jahren begleitet
nun der sanierungsplan nebst der zugehörigen auf-

Seit Teilnahme am Stärkungspakt ist der Stand der Kassenkredite in Arnsberg gesunken
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30 Jahre landtag am rhein
nfang oktober 2018 jährt sich zum 30. Mal der um-
zug des nordrhein-westfälischen Landtags (foto)

vom düsseldorfer ständehaus in das neu gebaute Parla-
mentsgebäude am rhein. dorthin sind die bürgerinnen
und bürger zu zwei „Parlamentsnächten” eingeladen -
am freitag, 28., und samstag, 29. september 2018. Je-
weils von 17 bis 23 uhr öffnet der landtag seine türen
und lädt zur geburtstagsparty mit einem bunten Pro-
gramm aus information und unterhaltung ein. alle frak-
tionen sowie die landtagsverwaltung präsentieren sich
mit eigenem Programm - von lesungen über Musik bis
zu illumination und talkrunden. auch jenseits des Pro-
gramms können geburtstagsgäste den Plenarsaal be-
suchen und auf den stühlen von Präsidium, abgeordne-
ten oder Ministerpräsident und Minister(inne)n Platz
nehmen.
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Mitarbeiter einen persönlichen beitrag an flexibili-
tät, Mehrarbeit und Veränderungen. 
Hier ist Vorsicht geboten, die Mitarbeiter/innen nicht
zu überfordern. in einigen bereichen - etwa Kinder-
betreuung, feuerwehr und bau - muss aufgrund stei-
gender nachfrage und rechtlicher Vorgaben das Per-
sonal aufgestockt werden. dies führt zu neuen
Problemen, da der arbeitsmarkt gerade in diesen be-
reichen leergefegt und die attraktivität des öffentli-
chen sektors im Vergleich zur Privatwirtschaft gerin-
ger ist. so können im baubereich investitionen zum
teil nicht umgesetzt werden, weil qualifizierte leute
fehlen und der Versuch, dienstleistungen an die Pri-
vatwirtschaft auszulagern, dort auf Kapazitätsgren-
zen stößt.

Straßenbaulast abgegeben aufgrund der ein-
wohnerzahl von unter 80.000 konnte die stadt arns-
berg die straßenbaulast für bundes-, landes- und
Kreisstraßen (ortsdurchfahrten) an die träger der
straßenbaulast - land und landkreis - rückübertra-
gen. dies führte zu einsparungen bei den unterhal-
tungs- und betriebsaufwendungen sowie den lau-
fenden abschreibungen. Hierzu mussten aber
umfangreiche vertragliche abstimmungen und re-
cherchen, dokumentationen und letztlich auch aus-
buchungen mit hohem eigenkapitalverlust von rund
13 Mio. euro durchgeführt werden. selbstredend ver-
lor die stadt arnsberg damit auch den direkten ein-
fluss auf diese straßen. 
so erfreulich sich die finanziellen erfolge auswirken,
so wenig nimmt man von außen war, wie viel Mühe
und einschränkungen nach innen erforderlich waren
und sind, um diese zu erreichen. als finanzielle Zwi-
schenbilanz des stärkungspaktes für die stadt arns-
berg lässt sich festhalten:

1. Jahresergebnisse der stadt sind seit 2015 durch-
gängig positiv.

2. die Kassenkredite sanken von 2011 bis 2017 um

rund 28 Mio. euro (siehe schaubild seite 11). 
3. das eigenkapital rutschte 2012 nicht ins negative

(siehe schaubild links). es erhöhte sich 2017 auf
rund 18 Mio. euro (2,95 Prozent des gesamtkapi-
tals). ohne die bis zu diesem Zeitpunkt vom land
gezahlten Zuschüsse im rahmen des stärkungs-
paktgesetzes in Höhe von rund 57 Mio. euro wäre
das eigenkapital negativ.

Steuern maßvoll Vor allem gelang dies ohne ein-
stieg in eine „steuererhöhungsspirale“, was die 
akzeptanz insbesondere bei der Politik deutlich er-
höhte. Vergleicht man die Planungen der Jahreser-
gebnisse vor und nach dem sanierungsplan - sprich:
eigene Konsolidierungsmaßnahmen und stärkungs-
pakthilfen -, wird der unterschied im Perspektiven-
wechsel deutlich.
Wichtig für den erfolg des stärkungspaktes in arns-
berg war auch, dass der sanierungsplan zwar die not-
wendige basisstrategie für die stadt darstellte, auf
ihm aufbauend aber andere wichtige strategische
stadtentwicklungsziele weiterentwickelt wurden.
Hierzu gehören eine strategie zum umgang mit dem
demografischen Wandel, die Verbesserung der digi-
talen infrastruktur in der stadt arnsberg sowie die
erbringung und unterstützung digitaler leistungen,
die aktivierung der bürgerschaft und unterstützung
durch diese, moderne bildung und Wirtschaft sowie
die Verbesserung der nachhaltigkeit und resilienz -
Widerstands- und anpassungsfähigkeit - der stadt -
beispielsweise durch ruhr-renaturierung und infra-
strukturmaßnahmen. 
Über die Verankerung des sanierungsplans an pro-
minenter stelle in eine gesamtstädtische entwick-
lung waren sich bürgermeister und Kämmerer stets
einig. entscheidend war aber letztlich, dass auch im
rat der stadt bei wichtigen beschlüssen ein breiter
politischer Konsens vorhanden war.

Optimale Bedingungen doch mit dem stärkungs-
pakt sind noch nicht alle Probleme gelöst - schon gar
nicht nachhaltig. der stärkungspakt ist ein Pakt für
„gutes Wetter“. ohne die nun schon mehrere Jahre
bestehende gute wirtschaftliche entwicklung mit
steigenden gewerbesteuererträgen und ohne die an-
dauernde niedrigzinsphase wäre solch eine erfolg-
reiche entwicklung in arnsberg wohl nicht möglich
gewesen. 
dazu kommt: in vielen stärkungspaktkommunen
konnte eine „steuererhöhungsspirale“ eben nicht
vermieden werden und die Verschuldung nahm nicht
ab. so gesehen ist der stärkungspakt doch nur ein
stärkungsmittel. dieses stärkungsmittel muss durch
eine wirksame Medizin für einen dauerhaften Hei-
lungserfolg ergänzt werden. 
noch ist es zu früh, um über den stärkungspakt nrW
zu urteilen. der stärkungspakt läuft noch über wei-
tere drei Jahre bis 2021. außerdem kann ein urteil
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über erfolg und Misserfolg dieses Paktes nicht aus
der Perspektive einer einzelnen stadt vorgenommen
werden. denn ausgangssituation und rahmenbedin-
gungen vieler stärkungspaktkommunen waren äu-
ßerst unterschiedlich. 

Hebelwirkung erwiesenWichtige Hinweise zu er-
folg und Misserfolg des stärkungspaktes sind in der
Zwischenevaluation der landesregierung aus den
Jahren 2014 und 2017 nachzulesen. das rWi - leibniz-
institut für Wirtschaftsforschung bescheinigt in einer
Zwischenbilanz dem Programm immerhin eine „po-
sitive Hebelwirkung“. durch die Verpflichtung der
stärkungspaktkommunen zu eigenen Konsolidie-
rungsbeiträgen generiere ein euro Konsolidierungs-
hilfe 2,40 euro Konsolidierungsvolumen. der eigen-
beitrag der Kommunen lag im schnitt also höher als
die Konsolidierungshilfe. diese Hebelwirkung kann
für arnsberg rundweg bestätigt werden. 
auf dem Weg zur finanziellen Wettbewerbsfähigkeit
hat die stadt arnsberg seit beginn des stärkungspaktes
ende 2011 einige erfolgreiche schritte nach vorn getan.
eine Zwischenbilanz hat der autor in der Haushaltsrede
2018/2019 mit der Überschrift „Haushaltsausgleich
‚Ja‘ - entschuldung ‚nein‘?“ aber noch offen gelassen. 
größtes fragezeichen hinsichtlich der Wirksamkeit
des stärkungspaktes ist dessen nachhaltigkeit. bei

einer Verschlechterung der wirtschaftlichen rah-
menbedingungen mit sinkenden gewerbesteuerein-
nahmen oder steigenden Zinsen sind die teilnehmen-
den Kommunen rasch wieder im „Hamsterrad“ aus
negativen Jahresergebnissen und zunehmender Ver-
schuldung gefangen. deshalb benötigen die nrW-
Kommunen in ergänzung des stärkungspaktes drei
nachhaltig wirkende Maßnahmen:

1. Auskömmliche Finanzierung: das bedeutet einen
höheren prozentualen anteil der steuereinnah-
men des landes für den kommunalen finanzaus-
gleich. dieser so genannte Verbundsatz sollte wie-
der auf rund 28 Prozent steigen.

2. ein konsequent wirkendes Konnexitätsprinzip von
bund und land, das die Kommunen vor zusätzli-
chen finanziellen belastungen durch entscheidun-
gen dritter wirksam schützt.

3. eine sofortigeSchuldenhilfedes landes oder des bun-
des bei aktuell niedrigem Zinsniveau, welche die alt-
schuldenproblematik der Kommunen aufgreift und
den nordrhein-westfälischen Kommunen die Per-
spektive für eine Zeit ohne Kassenkredite eröffnet.

nur wenn der stärkungspakt durch diese drei Maß-
nahmen ergänzt wird, kann eine nachhaltige sanie-
rung der Kommunalfinanzen in nrW gelingen. ◼

dzhyp.de

VERANTWORTUNGSVOLL. ENGAGIERT. NAH. 
IHR KOMPETENZCENTER FÜR ÖFFENTLICHE KUNDEN.  
Die DZ HYP ist Kompetenzcenter für Öffentliche Kunden in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken. Wir beraten 
Sie deutschlandweit bei allen Fragen rund um die Kommunalfinanzierung und das kommunale Anlagemanagement. Unsere Regionaldirektoren 
sind Ihnen dabei persönliche Ansprechpartner vor Ort. Mit Kassenkrediten und Kommunaldarlehen / Schuldscheindarlehen sowie Anleihen und 
Öffentlich-Private-Partnerschaften unterstützen wir Sie verantwortungsvoll und engagiert – immer mit Blick auf Ihre besonderen Anforderungen.

Es entsteht 
eine positive 

Hebelwirkung
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Durch Reform des Neuen kommunalen Finanzmanagements 
will die NRW-Landesregierung Städten und Gemeinden 
im Sinne der kommunalen Selbstverwaltung mehr Spielraum 
verschaffen

Kommunales Haushaltsrecht
neu ausrichten 

genden kurz: nKf) zum 1. Januar 2005 wurde die ge-
meindliche Haushaltswirtschaft nach und nach auf
die doppik umgestellt. ausgangspunkt war die er-
kenntnis, dass das damalige kamerale Haushalts-
und rechnungswesen der gemeinden die erforderli-
chen informationen über ressourcenaufkommen
und -verbrauch für eine zeitgemäße Verwaltungs-
steuerung und Haushaltswirtschaft nur unzurei-
chend darstellte.
ein erstes gesetz zur Weiterentwicklung des neuen
Kommunalen finanzmanagements für gemeinden
und gemeindeverbände im land nordrhein-Westfa-
len (nKfWg nrW) trat im Jahr 2012 in Kraft. aus der
damaligen gesetzlich vorgesehenen nKf-evaluierung
wurden Kenntnisse über den praktischen umgang
mit den neuen haushaltsrechtlichen regelungen
durch die Kommunen gewonnen, aber auch die er-
fahrung gemacht, dass einzelne bestimmungen ei-
ner anpassung bedürfen.
auch im nKfWg nordrhein-Westfalen wurde eine
Pflicht zur evaluierung fortgeschrieben. die Vorgän-
gerregierung beschränkte die nKf-evaluation auf die
fragestellung, wie die kommunale Haushalts- und
buchungstechnik optimiert werden kann. der Zwi-
schenbericht zur evaluation auf der grundlage von
artikel 10 § 1 des nKfWg nordrhein-Westfalen wurde

ina Scharrenbach ist 
Ministerin für Heimat,
Kommunales, bau
und gleichstellung
des landes 
nordrhein-Westfalen

die autorin

it dem seit anfang Juli 2018 vorliegenden ent-
wurf für ein Zweites gesetz zur Weiterentwick-

lung des neuen Kommunalen finanzmanagements
für gemeinden und gemeindeverbände im land
nordrhein-Westfalen und weiterer kommunalrecht-
licher Vorschriften - 2.  nKf-Weiterentwicklungsge-
setz - wird erstmals seit der einführung des doppi-
schen Haushalts- und rechnungswesens im Jahr
2005 das regelungssystem einer grundlegenden re-
form unterzogen. 
umfangreiche anpassungen tragen dem umstand
rechnung, dass das Ziel des gemeindlichen Haus-
halts- und rechnungswesens die sicherstellung der
gemeindlichen aufgabenerfüllung ist und nicht wie
bisher der gläubigerschutz im unternehmerischen
Handelsrecht. das neue recht soll ab dem 1. Januar
2019 gelten.

Anlass Evaluierung NKF Mit der einführung des
neuen Kommunalen finanzmanagements (im fol-

M

Die nordrhein-
westfälische Landes-

regierung hat das 
kommunale Haushalts-

recht auf den 
Prüfstand gestellt 

und Reformvorschläge 
entwickelt
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Städte und Gemeinden 
benötigen ausreichend 
Finanzmittel zur 
Erhaltung der kommunalen
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dem landtag mit der drucksachen-nummer 17/342
am 30. november 2017 zur Verfügung gestellt. 
im Zuge der führung der kommunalen bücher in
form der doppelten buchführung haben sich über
das nKfWg nordrhein-Westfalen hinaus weitere er-
kenntnisse ergeben, die eine anpassung der Vor-
schriften über das gemeindliche Haushalts- und
rechnungswesen erforderlich machen.

Grundlegende Reform die Cdu-fdP-landesregie-
rung bleibt daher nicht bei einer umsetzung rein
technischer detailänderungen, wie sie gegenstand
der evaluierung des nKf im vergangenen Jahr waren,
sondern nimmt sich einer grundreform an. im Zuge
der vorgefundenen nKf-evaluation wurden - darauf
aufbauend - auch bestandteile der grundkonzeption
des nKf nach seiner einführung zum 1. Januar 2005
auf den Prüfstand gestellt.
dies ergab sich beispielsweise aus der tatsache, dass
Kommunen derzeit große schwierigkeiten haben, ihre
infrastruktur, insbesondere ihr immobilien- und stra-
ßenvermögen, ausreichend zu unterhalten. es war da-
her zu prüfen, welche praktischen auswirkungen das
nKf-regelwerk auf die investitionsfähigkeit der Kom-
munen hat und wie diese verbessert werden kann. 
Vorrangiges Ziel ist jetzt zunächst, den Kommunen
möglichst schnell zu helfen, mehr und wirksam in den
erhalt ihrer infrastruktur zu investieren. umfangreiche
anpassungen tragen dem umstand rechnung, dass
das Ziel des gemeindlichen Haushalts- und rech-
nungswesens die sicherstellung der gemeindlichen
aufgabenerfüllung ist und nicht wie bisher der gläu-
bigerschutz im unternehmerischen Handelsrecht. 

Übergang zum Wirklichkeitsprinzip im Zuge
der erfahrungen mit dem neuen Kommunalen fi-
nanzmanagement in nordrhein-Westfa-
len hat sich gezeigt, dass die führung 
einer öffentlichen Verwaltung beson-
derheiten im gegensatz zur führung 
eines unternehmens aufweist. unver-
ändert sind für die aufstellung des 
Jahresabschlusses die grundsätze ord-
nungsmäßiger buchführung durch die
gemeinden und gemeindeverbände zur
anwendung zu bringen. 
die so genannten gob werden überwie-
gend durch einzelvorschriften geregelt,
die für die rechnungslegung anzuwen-
den sind. diese entsprechen weitgehend
den gob des Handelsgesetzbuches, wei-
chen jedoch bei kommunalen besonder-
heiten von diesen ab. so ist das handels-
rechtlich verankerte Vorsichtsprinzip im
Vergleich zu seiner entsprechung im
Handelsgesetzbuch nur eingeschränkt
wirksam. dieses - bisher in nordrhein-
Westfalen verankerte - Prinzip wird mit

dem vorliegenden gesetzentwurf zum Wirklichkeits-
prinzip weiterentwickelt. 
die anschaffungs- und Herstellungskosten für Ver-
mögensgegenstände sind ausfluss des im Handels-
und steuerrechts geltenden nominalwertprinzips.
der neue normtext lehnt sich an § 253 Hgb an, wobei
allerdings die anschaffungs- und Herstellungskosten
nicht - wie im Hgb - die obergrenze bilden, sondern
eine feste bemessungsgrundlage darstellen werden.
das handelsrechtliche Vorsichtsprinzip wird insoweit
wegen der unterschiede zwischen öffentlicher Ver-
waltung und unternehmen durch das Wirklichkeits-
prinzip ersetzt.

Rahmen für investives Handeln denn wegen
der sofortigen belastung des ergebnishaushaltes
wurde im Zuge umfangreicher Haushaltskonsolidie-
rungsprozesse in den gemeinden die erhaltung des
gemeindlichen Vermögens - sprich: schulen, Verwal-
tungsgebäude, kommunale straßen und brücken,
um nur einige zu nennen - sehr häufig zeitlich ver-
schoben. dies führt dazu, dass der erhaltungsstau in
den nordrhein-westfälischen gemeinden inzwischen
sehr große ausmaße annimmt. 
durch die im entwurf vorgesehenen Änderungen soll
die investitionsfähigkeit und -tätigkeit der gemein-
den in puncto erhaltung des gemeindlichen Vermö-
gens gestärkt werden. unter bestimmten Vorausset-
zungen sollen erhaltungsaufwendungen, die bislang
ergebniswirksam in der rechnungslegung veran-
schlagt werden, aktivierbar sein.
Hierdurch werden erneuerungsinvestitionen in das
gemeindliche anlagevermögen partiell aktivierungs-
fähig. die kommunale investitionsfähigkeit zur er-
neuerung des für die bürgerinnen und bürger vorge-
haltenen anlagevermögens wie kommunale straßen
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und brücken, schulen, Verwaltungsgebäude wird
wieder gestärkt.
durch die zukünftige aktivierungsfähigkeit wird dem
im § 1 absatz 1 satz 2 der gemeindeordnung für das
land nordrhein-Westfalen verankerten grundsatz
der generationengerechtigkeit im Hinblick auf die fi-
nanzierung in besonderem Maße genüge getan.
gleichzeitig soll es erstmals auf der Passivseite der 
bilanz möglich sein, so genannte rückstellungen für
umlagekraftabhängige Zahlungsverpflichtungen zu
bilden. darüber hinaus wird es den gemeinden 
ermöglicht, auswirkungen aus besoldungsanpassun-
gen auf die Höhe der zu bildenden Pensions- und
Versorgungsrückstellungen auf die laufzeit des ta-

rifabschlusses zu verteilen und somit in raten anzu-
sammeln.

Eigenverantwortung beim Haushaltsausgleich
die regelungen zum Haushaltsausgleich sollen
durch die einführung der Möglichkeit, einen globalen
Minderaufwand in Höhe von einem Prozent der or-
dentlichen aufwendungen ansetzen zu dürfen, ge-
stärkt werden. durch die derzeitige konjunkturelle
lage beginnen sowohl die umlageberechtigten als
auch die umlageverpflichteten Körperschaften, posi-
tive Jahresergebnisse zu schreiben. 
durch Änderungen in der Vorschrift zur dotierung der
ausgleichsrücklage und zu deren einsatz zum Haus-
haltsausgleich wird die Krisenresistenz der gemein-
den gestärkt werden. gleichzeitig wird ein positiver
einfluss auf die Höhe der jeweiligen umlagen durch
die landschaftsverbände und Kreise respektive den
regionalverband ruhr erwartet. 

Befreiung vom Gesamtabschluss ferner sollen
die regelungen über den gesamtabschluss und den
gesamtlagebericht neu gefasst werden. Über die
Jahre hat sich gezeigt, dass die damit verbundenen 
erwartungen an die transparenz gemeindlicher Kon-
zerntätigkeit sich sowohl aus sicht der Kommunal-
verwaltungen als auch aus sicht zahlreicher kom-
munaler Vertretungskörperschaften nicht erfüllt
haben. 
in anpassung an das Konzernbilanzrecht des Han-
delsgesetzbuches sollen nun erstmals größenabhän-
gige befreiungen in der gemeindeordnung vorgese-
hen werden, die dazu führen können, dass sich eine
gemeinde von der Pflicht, einen gesamtabschluss
aufzustellen, durch den rat befreien lassen kann. in
diesen fällen muss dann ein beteiligungsbericht er-
stellt werden. Zu diesem Zweck will das Ministerium
für Heimat, Kommunales, bau und gleichstellung
des landes nordrhein-Westfalen einen Muster-be-
teiligungsbericht zur Verfügung stellen und veröf-
fentlichen.
die benannten Änderungen werden auch auswirkun-
gen auf die Vorbehaltsaufgaben der räte und der
Kreistage haben. im Zuge des entwurfes finden sich

daher auch Veränderungen, die die Kontrolltätigkeit
der Mitglieder der kommunalen Vertretungskörper-
schaften gegenüber der jeweiligen Verwaltung stär-
ken. 

Neuregelung Rechnungsprüfung die Vorschrif-
ten über die örtliche und überörtliche rechnungsprü-
fung sollen - mit ausstrahlungswirkung in die ge-
meindeprüfungsanstalt - neu gefasst werden. Mit
dem gesetzentwurf wird vorgegeben, dass kreisfreie
städte und große kreisangehörige städte eine örtli-
che rechnungsprüfung einzurichten haben. Mittlere
kreisangehörige städte können eine örtliche rech-
nungsprüfung einrichten oder sich einer anderen ört-
lichen rechnungsprüfung bedienen. 
gemeinden ohne örtliche rechnungsprüfung kön-
nen einen geeigneten bediensteten als rechnungs-
prüfer bestellen, sich eines anderen kommunalen
rechnungsprüfers oder eines Wirtschaftsprüfers
oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedie-
nen. Hierdurch wird die fähigkeit zur interkommu-
nalen Zusammenarbeit - auch über mögliche Kreis-
grenzen hinweg - gestärkt.
gleichzeitig soll neu geregelt werden, dass die lei-
tung und Zuständigkeit für die örtliche rechnungs-
prüfung nur durch beschluss der kommunalen Ver-
tretungskörperschaft mit einer Mehrheit von zwei
dritteln entzogen werden kann. in diesen fällen be-
stünde eine anzeigepflicht gegenüber der aufsichts-
behörde. 
die örtliche Prüfung der eigenbetriebe und eigenbe-
triebsähnlichen einrichtungen soll der örtlichen Prü-
fung - bisher der gemeindeprüfungsanstalt - über-
tragen werden. damit wird eine bisher erforderliche

Die Frist für die Verwen-
dung von Mitteln des 
kommunalen Hilfspro-
gramms „Gute Schule
2020“ soll auf 48 Monate
verlängert werden 
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„schleife“ bei der Jahresabschlussprüfung der ge-
nannten betriebe über die gemeindeprüfungsan-
stalt beseitigt. 

Blick auf interne Kontrollen der örtlichen rech-
nungsprüfung soll im Zuge einer weiteren gesetzli-
chen Änderung die Prüfung über die Wirksamkeit 
interner Kontrollen im rahmen des internen Kontroll-
systems übertragen werden. dem internen Kontroll-
system kommt für die Haushalts- und rechnungsle-
gung der Kommunen eine wesentliche rolle zu. die
aufnahme in den aufgabenkatalog der örtlichen rech-
nungsprüfung soll zudem das örtliche bewusstsein im
umgang mit internen Kontrollen und erforderlichen
aufgabentrennungen („Vier-augen- Prinzip“) bei we-
sentlichen gemeindlichen Prozessen stärken. 
im Zuge der hier beschriebenen Änderungen für die
örtliche rechnungsprüfung ergeben sich auch Ände-
rungen für die überörtliche Prüfung: diese soll künf-
tig innerhalb von fünf Jahren nach ende des Haus-
haltsjahres vorgenommen werden. gleichzeitig 
soll - neu - geregelt werden, dass eine kommunale
Vertretungskörperschaft über die gegenüber der 
gemeindeprüfungsanstalt und der aufsichtsbehörde
abzugebende stellungnahme in bezug auf die im
Prüfungsbericht enthaltenen feststellungen und
empfehlungen zu beschließen hat. 

fazit
Insgesamt folgen die jetzt vor-
geschlagenen gesetzlichen
Veränderungen lang geheg-
ten und berechtigten 
Wünschen der kommunalen
familie. die Kommunen wer-
den - wenn der gesetzgeber
dem so zustimmt - durch 
diese Vorschläge von un-
nötigem Verwaltungsauf-
wand befreit und erhalten in
vielfacher Hinsicht Hand-
lungsoptionen. durch die jetzt
vorliegenden reformvor-
schläge dürfte die kommuna-
le selbstverwaltung in erheb-
lichem Maße gestärkt 
werden: Vertrauen heißt bei
der landesregierung Ver-
trauen in selbstverwaltung.

darüber hinaus soll die gemeindeprüfungsanstalt
neue aufgaben auf dem gebiet der informations-
technologie erhalten. sie soll künftig als beratungs-
und Koordinierungsstelle für informationstechnolo-
gie gegenüber den Kommunen fungieren. darüber 
hinaus soll sie standards und empfehlungen für die
informationstechnologie im kommunalen bereich 
erarbeiten. die Planungs-, organisations-, Personal-
und finanzhoheit der Kommunen bleibt davon 
unberührt.

Nachweiszeitraum „Gute Schule“ damit die
kommunale investitionsfähigkeit gleich über das 
eigentliche Haushaltsrecht hinaus in die Praxis um-
gesetzt werden kann, sieht der gesetzentwurf vor,
die bei „gute schule 2020“ (schuldendiensthilfege-
setz) vorgesehenen fristen auf 48 Monate zu verlän-
gern. so erhalten die Kommunen mehr freiraum bei
der umsetzung des Programms. 
die Kommunen können den verlängerten Zeitraum
von dann vier Jahren nutzen, um das erhaltene geld
in ihre schulgebäude zu investieren. es soll aber keine
Kommune, die bisher schon Kredite abgerufen hat,
schlechter gestellt werden. deshalb werden die 
fristen zur Vorlage des Verwendungsnachweises und
des beschlusses der Vertretungskörperschaft rück-
wirkend zum 1. Januar 2017 verlängert.                          ◼
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lichkeit für schonendes Arbeiten: Dank dem Eco-Modus im Treibermenü werden bei jedem Druckjob bis zu 99 % weniger Feinstaub-Emission, bis  
zu 415 Watt Energieersparnis und bis zu 4 dB weniger Lärm erreicht.

Druckfehler, Irrtümer und Änderungen vorbehalten. Abbildungen inkl. optionalem Zubehör
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Reform der Grundsteuer 
Nach gut 25 Jahren ergebnisloser Reformdiskussion bei Bund 
und Ländern hat das Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber
nun zu einer Neuregelung bis Ende 2019 verpflichtet 

ie grundsteuer ist nach der gewerbesteuer die
zweitwichtigste gemeindliche steuer mit eige-

nem Hebesatzrecht. im Jahr 2017 waren bundesweit
einnahmen von rund 14 Mrd. euro aus dieser Quelle
zu verzeichnen. dies ist mehr, als den Kommunen in
der summe für die erledigung freiwilliger selbstver-
waltungsangelegenheiten im Jahr zur Verfügung
steht.
derzeit wird die grundsteuer in deutschland auf der
basis von einheitswerten berechnet. diese einheits-
werte der grundstücke entsprechen den Wertever-
hältnissen zum Zeitpunkt des Hauptfeststellungsver-
fahrens aus dem Januar 1964. in den neuen ländern
gehen diese sogar auf die Hauptfeststellung aus dem
Jahr 1935 zurück. 
die einheitswerte haben sich aufgrund der lang zu-
rückliegenden Wertfeststellungen weit von dem rea-
len Wert der grundstücke entfernt. entsprechend
kommt es zum teil zu Verzerrungen bei der Höhe der
jeweiligen grundsteuerbeträge. obwohl der reform-

bedarf der grundsteuer unstrittig ist, ist es bund und
ländern in einer gut 25 Jahre währenden reformde-
batte nicht gelungen, eine neuregelung zu verab-
schieden. Hier ist schlicht gesetzgeberisches Versa-
gen zu attestieren.

Einschnitt Verfassungsgericht am 10. april 2018
hat das bundesverfassungsgericht (bVerfg) seine lang
erwartete entscheidung zum bewertungsrecht als ba-
sis der grundsteuer verkündet. das bVerfg hat das
bewertungsrecht - und damit die darauf basierende
grundbesteuerung - aufgrund von über Jahrzehnte
hinweg entstandener Wertverzerrung, jedenfalls für
die Zeit ab dem 1. Januar 2002, für unvereinbar mit
art. 3 abs. 1 grundgesetz (gg) erklärt.
das gericht hat die grundsteuer allerdings nicht so-
fort für nichtig erklärt. Zur schaffung verfassungsge-
mäßer Zustände hat das bVerfg - soweit ersichtlich
erstmals in seiner Judikatur - einen zweiphasigen
Übergangszeitraum ausgesprochen. Zunächst hat
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Mit mehr als 14 Mrd. 
Euro Einnahmen jährlich
gehört die Grundsteuer 

zu den wichtigsten 
kommunalen Einnahme-

quellen

der gesetzgeber bis zum 31. dezember 2019 eine neu-
regelung für das bewertungsrecht zu schaffen. sollte
der gesetzgeber bis ende 2019 keine neuregelung be-
schließen, könnte die grundsteuer bereits ab dem
Jahr 2020 nicht mehr erhoben werden. 
für die umsetzung einer neuen gesetzlichen rege-
lung hat das bVerfg einen Übergangszeitraum bis
zum 31. dezember 2024 festgelegt. bis dahin muss
ein neues bewertungs- und grundsteuersystem ein-
geführt sein. ansonsten würde die grundsteuer zum
1. Januar 2025 wegfallen.

Drei Varianten in der öffentlichen diskussion stan-
den zuletzt drei reformmodelle. Zuvorderst sei das so
genannte Kostenwertmodell genannt, das im Herbst
2016 mehrheitlich vom bundesrat beschlossen wurde.
Hier basiert die grundsteuer auf der Kombination ei-
ner wertabhängigen bodenkomponente, bei der die
bodenrichtwerte maßgebend sind, mit einer pauscha-
lierten wertunabhängigen gebäudekomponente. 
darüber hinaus stehen das vom freistaat bayern prä-
ferierte flächenmodell, das die anwendung eines
nutzungsabhängigen Äquivalenzwertes auf die
grundstücks- und gebäudefläche vorsieht, und das
von Wissenschaft und naturschutzverbänden favori-
sierte bodenwertmodell in der öffentlichen debatte.
beim letzteren sind allein die bodenrichtwerte maß-
gebend für die grundsteuer. 
das bVerfg hatte über keines dieser reformmodelle
zu entscheiden. gleichwohl gibt die entscheidung
Hinweise, woran sich der gesetzgeber bei dem be-
wertungsmodell orientieren muss. dies ergibt sich
vor allem aus dem 1. leitsatz der entscheidung: „der
gesetzgeber hat bei der Wahl der bemessungsgrund-
lage und bei der ausgestaltung der bewertungsre-
geln einer steuer einen großen spielraum, solange
sie geeignet sind, den belastungsgrund der steuer zu
erfassen und dabei die relation der Wirtschaftsgüter
zueinander realitätsgerecht abzubilden.“ die neure-

gelung des bewertungsrechts muss also erstens den
belastungsgrund der steuer erfassen und zweitens
die relation der Wirtschaftsgüter zueinander reali-
tätsgerecht abbilden. 

Aufkommensneutral Mit den Vorgaben aus der
entscheidung des bVerfg ist dem gesetzgeber auf-
getragen, eine ungleichbehandlung bei der grund-
steuer zu beseitigen. eine reform wird also zwingend
mit belastungsverschiebungen unter den grund-
stückseigentümern und -eigentümerinnen einherge-
hen. unter aufkommensneutralität ist folglich keine
belastungsneutralität im einzelfall zu verstehen. das
politische Ziel der aufkommensneutralität kann der
gesetzgeber durch festlegung einer bundes- oder
landesweiten steuermesszahl zu einem stichtag X 
sicherstellen. 
für die städte und gemeinden steht fest, dass sie die
grundsteuerreform nicht dazu nutzen werden, steu-
ererhöhungen zu realisieren. sie werden ihr Hebe-
satzrecht verantwortlich anwenden und das gesamt-
aufkommen aus der grundsteuer stabil halten. das
gemeindliche Hebesatzrecht darf daher nicht ange-
tastet werden.

Gesetzgebungskompetenz das bVerfg hat an-
genommen, dass bei dem der entscheidung zu grun-
de liegenden Verfahren der bund die gesetzgebungs-
kompetenz für das bewertungsrecht innehatte. ob
das neu zu schaffende bewertungs- und grundsteu-
errecht in die gesetzgebungskompetenz des bundes
fällt, ist damit aber nicht abschließend geklärt. 
bereits der vom bundesrat beschlossene gesetzes-
entwurf sah daher eine Verfassungsänderung vor,
wonach der bund explizit die konkurrierende gesetz-
gebung über die grundsteuer erhalten würde.
bisherige Äußerungen vom bund und den meisten
ländern sind dahingehend zu interpretieren, dass bei
der grundsteuer dem bund auch weiterhin die ge-
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setzgebungskompetenz zustehen soll. dem Verneh-
men nach wird daher im bundesfinanzministerium
an einem gesetzesvorschlag für die grundsteuerre-
form gearbeitet, der im spätherbst oder zum Jahres-
ende 2018 vorgestellt werden könnte.

Thema im Bundestag auf eine Kleine anfrage der
fdP-bundestagsfraktion hin (btdrs. 19/2640 oder
19/3077) hat die bundesregierung im Juli 2018 die
rahmenbedingungen und Überlegungen zur reform
der grundsteuer skizziert. die antwort der bundes-
regierung umfasst allerdings noch keine festlegun-
gen für die anstehende reform. in Hinblick auf das so
genannte Kostenwertmodell verweist sie jedoch auf
den vormals angesetzten Zeitplan einer anwendung
der neuen grundsteuerwerte ab dem Jahr 2027, was
nicht mit den fristen des bVerfg vereinbar wäre.
unabhängig von dem jeweiligen Modell geht die
bundesregierung davon aus, dass eine steuer- oder
feststellungserklärung der steuerpflichtigen erfor-
derlich sein wird. Über den umfang der erklärungs-
pflicht und des entstehenden Verwaltungsaufwan-
des kann sie freilich noch keine konkreten aussagen
treffen.

Daten der Gutachterausschüsse Hinsichtlich der
bewertung des bodens wird bezug genommen auf
die arbeit der gutachterausschüsse für die ermitt-
lung der bodenrichtwerte. nach § 196 abs. 1 bauge-
setzbuch (baugb) sind bodenrichtwerte flächende-
ckend zu ermitteln. durch eine analoge regelung zu
§ 179 satz 4 des bewertungsgesetzes könnte sicher-
gestellt werden, dass in fällen, in denen vom gutach-
terausschuss kein bodenrichtwert ermittelt wurde,
die finanzbehörden selbst einen bodenwert ableiten
können.

Das neue
Modell 

sollte dabei Wert-
komponenten 
aus Grundstücks-
Fläche und 
Gebäude 
enthalten

 

     
       

          
           

       

           

bereits vor zehn Monaten wurde in der stadt Zülpich ein unversehrter stein-
sarkophag aus dem 3. Jahrhundert n. Chr. geborgen. es ist der erste fund 
eines römerzeitlichen sarkophags im rheinland außerhalb Kölns seit mehr als
zehn Jahren. das tonnenschwere grabbehältnis enthielt das skelett 
einer frau und zahlreiche kunstvoll gearbeitete Beigaben (foto). da an dem
fundplatz unweit der antiken fernstraße von Köln nach trier  zunächst weitere
römische gräber freigelegt werden mussten, entschied das lVr-amt für bo-
dendenkmalpflege im rheinland, die entdeckung bis zur vollständigen siche-
rung der benachbarten gräber nicht bekannt zu geben. Jetzt werden der sar-
kophag und die restaurierten beigaben im lVr-landes Museum bonn
ausgestellt.

römischer Sarkophag unversehrt

in der frage, ob für die bemessung der grundsteuer
die erforderlichen daten bei bund und ländern har-
monisiert sowie digital abrufbar gemacht werden
könnten, verweist die bundesregierung auf das Vor-
haben Konsens. damit wollen die länder unter 
beteiligung des bundes das it-gestützte besteue-
rungsverfahren modernisieren. die durch Konsens
zukünftig bereitgestellte software für das besteue-
rungsverfahren schließe eine einheitliche datenhal-
tung ein und schaffe somit die Möglichkeit, diese da-
ten digital abzurufen. die konkrete ausgestaltung
werde im rahmen der steuersoftware elster weiter-
verfolgt.
Zur umlage der grundsteuer auf Mieter/innen führt
die bundesregierung aus, dass die Meinungsbildung
noch nicht abgeschlossen sei, ob das urteil des bun-
desverfassungsgerichts zur grundsteuer auswirkun-
gen auf das Verhältnis Mieter-Vermieter habe. 

Gerechte Grundlage seit Jahren setzt sich der
deutsche städte- und gemeindebund mit Vehemenz
für eine reform der grundsteuer ein, die diese für die
städte und gemeinden so wichtige steuer auf eine
gerechte, nachvollziehbare und rechtssichere grund-
lage stellt. bei der entscheidung, welches Modell für
eine neue grundsteuer zugrunde gelegt wird, hat die
umsetzbarkeit innerhalb der vom bundesverfas-
sungsgericht gesetzten frist absolute Priorität. 
das neue Modell sollte dabei - den Vorgaben des 
bundesverfassungsgerichts entsprechend - Wert-
komponenten aus grundstücksfläche einerseits und
gebäude andererseits enthalten. Hierbei ist eine Vor-
gehensweise zu wählen, die zweifelsfrei sicherstellt,
dass die grundsteuer auch nach dem 31. dezember
2019 respektive nach dem 31. dezember 2024 erho-
ben werden kann. ◼
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Packen Sie lokale Herausforderungen gemeinsam an
Klimawandel, Migration, Mobilität, Digitalisierung – Zukunftsfragen lösen Kom-
munen leichter in Zusammenarbeit mit ihren globalen Partnern. Die Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt unterstützt Städte, Gemeinden und Landkreise beim 
Aufbau und der Gestaltung kommunaler Partnerschaften auf Augenhöhe.

Wir beraten Sie . Telefon: 0228 20 717 - 670 . www.kommunal-global-engagiert.de
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Jahre nach gründung der gemeindeprüfungs-
anstalt nordrhein-Westfalen (gpanrW) soll

deren rolle zwischen land nrW und den Kommunen
neu justiert werden. die gpanrW hat sich seither als
unabhängige Prüfungseinrichtung und Partnerin der
Kommunen in nrW etabliert. das eigene Handeln
kritisch zu hinterfragen sowie Kritik und anregungen
aus der kommunalen familie aufzugreifen, war dabei
stets die richtschnur.
bis ende 2002 war die überörtliche Prüfung bei den
fünf bezirksregierungen und den Kreisen angesiedelt.
Zum 01.01.2003 wurden diese aufgaben dann für das
ganze land nrW in der gemeindeprüfungsanstalt
mit sitz in Herne zusammengeführt. anlass für die
errichtung dieser neuen kommunal getragenen an-
stalt war die zunehmende Kritik an arbeitsweise, ef-
fizienz und Verwertbarkeit der ergebnisse der insge-
samt 36 gemeindeprüfungsämter. 
Zum früheren auftrag der überörtlichen gemeinde-
prüfung ist die Prüfung der aspekte „sachgerechte
Haushaltsführung“ und vor allem „Wirtschaftlich-
keit“ der Kommunen hinzugekommen. darüber hi-
naus wurde die funktion einer beratung auf antrag
erstmalig gesetzlich verankert. 

Seit 2003 wird die Prüfung der kommunalen Haushalts-
Wirtschaft durch die Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
wahrgenommen - mit Blick auf eine sachgerechte und 
wirtschaftliche Verwaltung

Alle Städte, 
Gemeinden und 
Kreise in NRW 
werden durch 
die Gemeinde-
Prüfungsanstalt 
geprüft
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Die zukünftige Ausrichtung
der gpaNRW 

forciert durch die personelle neuaufstellung des Prä-
sidiums der gpanrW werden aktuell sämtliche dienst-
leistungen intern auf den Prüfstand gestellt, um diese
noch stärker an den realitäten der kommunalen fa-
milie auszurichten. dabei stellen die ergebnisse der
jüngsten evaluation der gpanrW durch den bochumer
sozialwissenschaftler Prof. dr. Jörg bogumil aus som-
mer 2017 gleichermaßen wertvolle rückmeldung der
arbeit sowie ansporn zur Weiterentwicklung dar. Zen-
trale ansatzpunkte der zukünftigen ausrichtung der
gpanrW sollen hier skizziert werden.

Gesetzlicher Auftrag die gpanrW hat die gesetzli-
che aufgabe, die überörtliche Prüfung bei 23 kreisfrei-
en städten, 373 kreisangehörigen städten und ge-
meinden, 30 Kreisen sowie der städteregion aachen,
den landschaftsverbänden rheinland und Westfalen-
lippe, dem regionalverband ruhr sowie allen kommu-
nalen Zweckverbänden durchzuführen. des Weiteren
obliegt ihr die Jahresabschlussprüfung aller kommu-
nalen eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen ein-
richtungen in nordrhein-Westfalen. 
darüber hinaus hat die gpanrW den auftrag, Kom-
munen auf freiwilliger basis in fragen der organisati-
on und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung sowie in
bautechnischen fragestellungen zu beraten (§ 105 ab-
satz 7 go nrW). schließlich können sich nach § 9 stär-
kungspaktgesetz die 64 Kommunen im stärkungspakt
stadtfinanzen bei der Haushaltssanierung von der
gpanrW im rahmen des Programms kostenfrei un-
terstützen lassen. 59 städte und gemeinden nehmen
dieses angebot bisher in anspruch. 
Hinzu kommen weitere aufgaben wie etwa die Prü-
fung der kommunalen gesamtabschlüsse sowie diver-
se einzelaufträge auf Veranlassung des landes - bei-
spielsweise die Prüfung der unterbringungskosten für

heinrich Böckelühr 
ist seit oktober 2017
Präsident der 
gemeindeprüfungs-
anstalt gpanrW

der autor



thema Kommunalfinanzen 

stÄdte- und geMeinderat 9/20�8   23

geflüchtete und des Verwaltungskostenbeitrags für
Vollstreckungen.

Rolle der gpaNRW Ziel ist es, die Kommunen bei ih-
ren vielfältigen Herausforderungen fachkundig zu be-
gleiten und zu unterstützen. die einführung des neu-
en steuerungsmodells, die zunehmende ausrichtung
der kommunalen Haushalts- und Wirtschaftsführung
an betriebswirtschaftlichen Methoden sowie der
durch die Haushaltslage erzwungene abbau staatli-
cher und kommunaler standards sind nur einige bei-
spiele für themen, bei denen die gpanrW den Kom-
munen zur seite steht. 
durch den gesamtblick auf alle Kommunen im land
nrW kann die gpanrW nicht nur strukturelle Probleme
frühzeitig erkennen, sondern auch eine adäquate He-
rangehensweise aufzeigen. bei allen Kommunen kön-
nen leistungsvergleiche und die erhebung von Kenn-
zahlen, gepaart mit beispielen guter kommunaler
Praxis, Veränderungsprozesse anstoßen. insbesondere
in kleinen und mittleren kreisangehörigen Kommunen,
bei denen mitunter die eigene Verwaltungskraft nicht
ausreicht, müssen systematische und zielgerichtete
schritte unterstützend begleitet werden. Hier zahlt sich
die nähe der gpanrW zu den Kommunen aus.

Überörtliche Prüfung in der überörtlichen Prüfung
will die gpanrW weiterhin als unabhängige Partnerin
der Kommunen wahrgenommen werden. diese Prü-
fung soll die kommunale selbstverwaltung unterstüt-
zen und den Kommunen künftig einen größeren

Mehrwert bieten. es soll vor allem Potenzial aufge-
zeigt werden, das dann durch Verwaltung und Politik
vor ort eigenverantwortlich zu bewerten ist. 
Künftig will die gpanrW noch mehr an der Praxis ori-
entierte empfehlungen geben und stärker lokale be-
sonderheiten berücksichtigen. die auswahl der Prü-
fungsfelder wird wie bisher im dialog mit dem land
nrW und den kommunalen spitzenverbänden vorge-
nommen. Zudem setzt sich die gpanrW für eine in-
tensivere Zusammenarbeit und abstimmung mit den
landesweit tätigen aufsichtsbehörden ein. 

Beraten und Begleiten im stärkungspakt stadtfinanzen
unterstützt das land nrW die Kommunen bei der umset-
zung von Haushaltssanierungsplänen (HsP). Hierbei fördert
das land finanziell die beratung und begleitung durch die
gpanrW. Veränderungsprozesse in den Kommunen können
so von außen wirksam unterstützt werden. dieses Modell
hat sich bewährt. 
die gpanrW sieht es auch in Zukunft als ihre Kernkompe-
tenz an, Kommunen auf dem Weg der Haushaltskonsolidie-
rung zu begleiten. dies schließt auch eine stärkere ein-
bindung der ehrenamtlichen Kommunalpolitik ein, da Ver-
änderungsprozesse auch politisch mitgetragen werden
müssen. 
so war bisher zu konstatieren, dass die ergebnisse der
gpanrW-Prüfungen mitunter nur einen begrenzten einfluss
auf politische entscheidungsprozesse hatten. Zwar liegt dies
oft in der natur kommunaler entscheidungsprozesse.
gleichwohl ist es möglich, politische Prozesse so weit zu 
begleiten, dass Haushaltskonsolidierung weniger als arena
für (partei-)politische Profilierung genutzt wird, sondern
durch gemeinschaftliches Handeln erfolge hervorbringt. 
durch die ständige Präsenz in den stärkungspaktkommu-
nen wissen die beschäftigten der gpanrW, in welchen be-
reichen beratungsbedarf besteht. somit kann sich die
gpanrW immer wieder kompetent auf neue beratungspro-
jekte einlassen.

Kompetenzzentrum anspruch der gpanrW ist es, für
die nrW-Kommunen ein Kompetenzzentrum in allen fra-
gen des Haushalts- und rechnungswesens zu sein. die
gpanrW stellt daten, Vergleichsreihen, analysen und bei-
spiele guter kommunaler Praxis bereit. dies dient dem
Ziel, kommunale entwicklungen vorzudenken, netzwerke
zu unterstützen und impulse zu geben. im dienst der
gpanrW sind dafür erfahrene, fachlich und methodisch
kompetente beschäftigte tätig. 
Zukünftig wird das gesammelte Wissen aktiver an die kom-
munale familie weitergegeben. derzeit arbeitet die
gpanrW an einem regelmäßigen newsletter und plant die
Veröffentlichung von beispielen guter kommunaler Praxis
auf ihrer internetseite. dabei werden solche positiven fälle
online gestellt, die den gpanrW-beschäftigten in den Prü-
fungs- und beratungsprojekten begegnen. Ziel ist es, gute
lösungen zu aktuellen fragen im land nrW transparent und
damit für andere Kommunen nutzbar zu machen. ◼

Die gpaNRW ist 
auch für kommunale 

Eigenbetriebe und 
eigenbetriebsähnliche

Einrichtungen 
zuständig

im aktuellen referentenentwurf des nrW-Ministeriums für Heimat, Kom-
munales, bau und gleichstellung zum 2. nKf-Weiterentwicklungsgesetz
wird eine Vielzahl von gesetzesänderungen aufgeführt, welche die
gpanrW und ihre aufgaben betreffen. so soll die gpanrW unter anderem
auch beratungs- und Koordinierungsstelle für die Kommunen im bereich
der informationstechnologie werden. die gpanrW hat bereits zu dem 
referentenentwurf stellung genommen und wird entsprechend das gesetz-
gebungsverfahren begleiten.

zur Sache
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ehr als zwölf Millionen treffer in weniger als
0,48 sekunden - dies ist das resultat einer in-

ternet-suche zum stichwort „digitalisierung“. Vom
bezahlverfahren bis zum vernetzten Kühlschrank
oder zum autonomen fahren - digitalisierung ist om-
nipräsent und unaufhaltbar. 
die mediale darstellung dieser entwicklung und die
Positionierung so genannter fintechs als junge und
agile alternative zu banken haben bei den traditio-
nellen Kreditinstituten in der jüngsten Zeit innovati-
onsdefizite offengelegt. inzwischen finden fintechs
und das etablierte Kreditgewerbe jedoch zunehmend
zueinander - und beteiligungen von Kreditinstituten
an startups mit fokus auf financial technologies sind
keine seltenheit mehr. 
den allgemeinen trend der digitalisierung hat auch
die sparkassen-finanzgruppe (sfg) schon vor lan-
gem aktiv aufgenommen. Privatkund(inn)en wissen
den Mehrwert des online-bankings und der elektro-
nischen abwicklung von Handelsgeschäften seit ei-
nigen Jahren zu schätzen. sichere und schnelle Pro-
zesse eröffnen neue Wege für Kund(inn)en wie
Mitarbeiter/innen. 

Die Sparkassen-Finanzgruppe SFG eröffnet Kommunen 
die Möglichkeit, ihren Finanzbedarf in einem Webportal 
zu veröffentlichen und Kreditangebote anzunehmen 

M

Ausschreibung von Krediten 
jetzt auch online

Ausschreibung digital im fokus steht seit einiger
Zeit die digitalisierung des ausschreibungsverfah-
rens für Kommunalkredite. ein bunter strauß von an-
bietern mischt seit rund zwei Jahren aktiv im Markt
der digitalen Kreditvermittler mit. die idee: den aus-
schreibungs- und angebotsprozess von Kommunen
und banken digital abbilden und standardisieren. 
in den Kommunen sowie den verantwortlichen ab-
teilungen der banken und sparkassen wurde die
Möglichkeit, den finanzierungsbedarf über einen vir-
tuellen Marktplatz auszuschreiben, zunächst zöger-
lich angenommen. Während die unbekannte „dritte
Plattform“ zu beginn noch kritisch und aus der nöti-
gen distanz beobachtet wurde und der großteil der
Kämmereien zum ausschreiben des finanzierungs-
bedarfs auch heute noch klassische Medien wie fax
oder e-Mail verwendet, zeichnet sich seit einiger Zeit
eine trendwende ab. die akzeptanz elektronischer
Plattformen, die sich auf das geschäft mit Kommu-
nen spezialisiert haben, nimmt stetig zu.
im rahmen eines Projektes stellte sich auch die Hela-
ba landesbank Hessen-thüringen die frage, wie sich
die digitalisierung im Kommunalen Kreditgeschäft

im GeSPräch

Susan niederhöfer  
ist geschäftsfüh-
rerin der Komuno
gmbH 

christoph Wolff   
ist teamleiter im
Zielkundenmana-
gement Öffentliche
Hand/ kommunal-
nahe unternehmen
bei der Helaba 
düsseldorf 

robert Wassmer   
ist geschäftsführer
der Helaba digital
und der Komuno
gmbH 

Kreditplattformen 
bringen öffentliche Hand 
und Kapitalgeber 
einfacher zusammen

schnell ans Geld
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bestmöglich umsetzen lässt. um antworten zu er-
halten, sondierte eine Projektgruppe nicht nur den
bestehenden Markt, sondern suchte auch aktiv das
gespräch mit kommunalen Vertreter(inne)n und Mit-
gliedern der sfg. 

Neues Unternehmen die ergebnisse dieser re-
cherche waren für die Verantwortlichen eindeutig.
um das kommunale Kreditgeschäft auch in Zukunft
aktiv mitzugestalten und kundenorientiert auszu-
richten, bedarf es einer langfristig orientierten lö-
sung, in welche die Helaba als einer der größten an-
bieter von Kommunalfinanzierung in deutschland
ihre über Jahrzehnte aufgebaute reputation ein-
bringt.
dies war die geburtsstunde von Komuno, einer web-
basierten und sicheren lösung mit der infrastruktur
eines digitalen Marktplatzes. Hier treffen sich ange-
bot und nachfrage und werden - zugeschnitten auf
die bedürfnisse beider seiten - optimal zusammen-
geführt. 
Hinter Komuno stehen die Helaba in gestalt ihrer
beteiligungsgesellschaft Helaba digital gmbH &
Co. Kg sowie die lucht Probst associates gmbH
(lPa). die letztere betreibt gemeinsam mit der
deutschen sparkassenverlag gmbH seit einigen
Jahren das kommunale schuldenmanagement-sys-

tem „s-Kompass“. die lPa hat den deutschen spar-
kassen- und giroverband über viele Jahre bei der
umsetzung der Kommunalen Verschuldungsdiag-
nose unterstützt und auf diese Weise langjährige
erfahrung im bereich der Kommunalfinanzierung
erworben.

Gespräch über Motivation Was waren die be-
weggründe der Helaba, gemeinsam mit lPa den Weg
einer eigenentwicklung einzuschlagen, und wie funk-
tioniert Komuno? dies wird deutlich in einem ge-
spräch mit den Komuno-geschäftsführern susan nie-
derhöfer und robert Wassmer sowie mit Christoph
Wolff, teamleiter im Zielkundenmanagement Öffent-
liche Hand/kommunalnahe unternehmen in der He-
laba düsseldorf.

Was unterscheidet Komuno von anderen 
Anbietern?

Christoph Wolff: der Kontakt zu den Plattformnut-
zern: Wir haben von vornherein sowohl Vertreter/in-
nen der Kommunen als auch Verantwortliche in spar-
kassen mit ins boot geholt, um ihre bedürfnisse
besser zu verstehen. im rahmen einer anwender-
gruppe wurde die beta-Version von Komuno ausgie-

big getestet. Wir nehmen unsere nutzer und nutze-
rinnen sehr ernst und bringen langjährige expertise
mit. andere anbieter mögen uns zeitlich einen schritt
voraus sein, die Helaba bringt jedoch das Wissen und
die erfahrung mit. 

Welchen Mehrwert bieten Sie Nutzenden 
ganz konkret?

Susan Niederhöfer: standardisierung. stellen sie sich
vor, bankmitarbeiter/innen könnten über Komuno
neben der angebotsabgabe auch die gesamte Ver-
tragsabwicklung oder die Überführung aller relevan-
ten informationen ins Kernbanksystem realisieren -
das würde Zeit sparen und Prozesse effizienter ma-
chen. für die Kämmerei sind die Vorteile ebenso of-
fensichtlich: anmelden, einloggen, ausschreibung
platzieren und auf einen schlag deutschlandweit alle
wichtigen banken ansprechen. 
durch die anlage eines Profils stellt eine Kämmerei
außerdem einmal für sämtliche fälle alle wichtigen
informationen zu Verschuldung oder Haushaltssta-
tus zur Verfügung. rückfragen und absprachen kön-
nen selbstverständlich über den Komuno-Chat vor-
genommen werden und sind dann revisionssicher
dokumentiert.

Die Idee, kommunale Kreditausschreibungen 
digital zu platzieren, ist nicht neu. Wieso startet 
Komuno genau jetzt?

niederhöfer: andere anbieter tummeln sich schon
eine Weile auf dem Markt. unsere erfahrung zeigt je-
doch, dass die abschlussvolumina noch immer gering
sind. unseres erachtens ist der tipping Point noch
nicht erreicht, weil die bisherigen Plattformlösungen
offensichtlich die Mehrzahl der entscheider in den
Kämmereien noch nicht überzeugen konnten und vor
allem die sfg, der mit abstand größte Kommunalfi-
nanzierer, als anbieter auf Plattformen aus unter-
schiedlichen gründen bisher kaum vertreten war.
das war für uns die Motivation, für die sfg ein ange-
bot zu entwickeln.

Das digitale Portal 
„Komuno“ vereinfacht
die Ausschreibung von

Kommunalkrediten

Wir haben 
von vornherein 

sowohl Vertreter/
innen der 
Kommunen als auch 
Verantwortliche in 
Sparkassen mit ins
Boot geholt, um ihre
Bedürfnisse besser
zu verstehen
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lösungen unseren hohen standards entspricht. das
betrifft neben der funktionalität vor allem die da-
tensicherheit. die sparkassen und landesbanken
stellen rund 50 Prozent aller Kommunalfinanzierun-
gen bereit. das ist unser Kerngeschäft, da erwarten
unsere Kunden und Kundinnen zu recht eine über-
zeugende antwort der sfg.

Wie stellen sich die Geschäftsführer ihre 
Zukunft bei Komuno vor?

niederhöfer: ich bin sehr gespannt auf alles, was
kommt. aktuell starten wir mit einem kleinen team,
was dazu führt, dass wir unser unternehmen von der
Pike auf gut kennen lernen. Wir wünschen uns natür-
lich, dass unsere gute Vorbereitung und unsere arbeit
früchte tragen und Komuno schon bald der Marktfüh-
rer bei online-Kreditausschreibung sein wird.

Wassmer: Wir sind allerdings auch realistisch genug,
um zu wissen, dass diese entwicklung nicht selbst-
verständlich ist. beide gesellschafter sowie wir als
geschäftsführer haben viel geduld und die richtigen
absichten mitgebracht.

Wo sehen Sie Komuno in einem Jahr?

Wassmer: natürlich wünsche ich mir, dass Komuno
in allen deutschen Kämmereien zur ausschreibungs-
plattform nummer 1 wird und andere Medien nicht
mehr benötigt werden. als realist gehe ich aber da-
von aus, dass auch weiterhin multimediale Kanäle
zur ausschreibung von Kommunalkrediten genutzt
werden. Wenn wir am 31.12.2019 annähernd 100
Kommunen mit abschlüssen vermerken könnten,
wäre das grandios. 

die autoren
Susan Niederhöfer ist geschäftsführerin der Komuno
gmbH 
Christoph Wolff ist teamleiter im Zielkundenmana-
gement Öffentliche Hand/kommunalnahe unter-
nehmen bei der Helaba düsseldorf ◼

Was ist mit Tipping Point gemeint?

robert Wassmer: unter tipping Point versteht man
eine art umschlagspunkt, an dem sich eine laufende
entwicklung durch bestimmte ereignisse stark be-
schleunigt. Wenn ein trend offensichtlich wird, ist es
normalerweise bereits zu spät, um als „neuer“ am
Markt noch erfolg zu haben. an diesem Punkt befin-
den wir uns in sachen ausschreibungsplattform aber
noch nicht.

Wieso die Helaba und wieso LPA? Haben nicht 
gerade die Banken ein Interesse daran, den Status 
Quo so lange wie möglich aufrecht zu erhalten?

Wolff: als finanzdienstleister muss unser ansatz im-
mer der nutzen der Kund(inn)en sein. Wir sind über-
zeugt, dass digitale Plattformen in ergänzung zu den
etablierten Kommunikationswegen auf dauer im in-
teresse der Kunden und Kundinnen liegen. so kann
beispielsweise auch die öffentliche Hand nicht die
augen davor verschließen, dass der demografische
aderlass im Personalbestand künftig nur schwer zu
stoppen ist. allein deshalb ist jede form der Ver-
schlankung von Prozessen sinnvoll. 
der sfg kann es nicht gleichgültig sein, wenn dritte
eine elementar wichtige schnittstelle zwischen
Kunde und Kreditinstitut bestimmen wollen, näm-
lich die Kommunikation. Wer den Markt beobach-
tet, erkennt: Hier geschieht etwas. Wieso sollte die
sfg diese wichtige schnittstelle aus der Hand ge-
ben und dritten überlassen? dass eine eigene Por-
tal-lösung benötigt würde, war rasch klar, und mit
lPa haben wir den besten Partner hierfür an unse-
rer seite.

Die Beteiligung an einem etablierten Anbieter kam 
für die Helaba also nicht in Frage?

Wolff: selbstredend haben wir bereits in einem frü-
hen stadium das gespräch zu bestehenden anbie-
tern gesucht. schlussendlich mussten wir uns aller-
dings eingestehen, dass keine der existierenden

zur Sache
Komuno ist ab dem 3. septem-
ber 2018 für Kommunen und
Kapitalgeber verfügbar. in Zu-
sammenarbeit mit den abtei-
lungen sales Öffentliche Hand
sowie Zielkundenmanagement
Öffentliche Hand/kommunal-
nahe unternehmen der Helaba
bietet das Komuno-Vertriebs-
team schon heute webbasierte
live-demos sowie schulungs-
termine an. interessierte kön-
nen sich an ihre bekannten 
ansprechpartner/innen der
Helaba oder direkt an das 
Komuno Vertriebsteam wen-
den. das einrichten eines test-
zugangs ist ebenso möglich.

Komuno GmbH  
Tel. 069-348 767 800  
E-Mail: info@komuno.de

Stadt Paderborn 
Denkmaltopographie der Bundesrepublik Deutschland - Denkmäler in Westfalen: Kreis
Paderborn Bd. 2.1 Stadt Paderborn, hrsg. v. Landschaftsverband Westfalen-Lippe / Stadt
Paderborn, 21,7 x 30,2 cm, 664 S., 49,95 Euro, ISBN 3-7319-0649-0

die denkmaltopographie behandelt alle baudenkmäler der stadt Paderborn und der
zugehörigen ortsteile - vom abgelegenen Wegekreuz bis zur domkirche. in fachauf-
sätzen werden archäologie, stadthistorie, Kunstgeschichte, Hausforschung sowie 
naturräumliche bedingungen und Kulturlandschaft beleuchtet. Vertiefende ein- 
leitungen ergänzen die darstellung der ortsteile. insgesamt sind in dem band mehr
als 400 einzelobjekte erfasst, beschrieben und farblich abgebildet. abgerundet wird
das Werk durch grundrisse und Übersichtspläne.

BuchtiPP
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ie können gleichwertige lebensverhältnisse
in strukturstarken und strukturschwachen

regionen, auf dem land und in der stadt hergestellt 
werden? Mit dieser frage beschäftigt sich die im
Koalitionsvertrag vorgesehene und von der bundes-
regierung am 18. Juli 2018 eingesetzte Kommission
gleichen namens. 
damit ist eine aus kommunaler sicht wichtige Ziel-
setzung des Koalitionsvertrages auf den Weg ge-
bracht: die nachhaltige absicherung gleichwertiger
lebensverhältnisse überall im land. Konkret sind
Maßnahmen zu entwickeln, welche die ausgewo-
gene siedlungsstruktur in deutschland erhalten,
grundlagen für einen positiven Wandel in struktur-
schwachen regionen schaffen und weiterhin die
daseinsvorsorge sichern. dabei sollen neben der
demografischen entwicklung auch ökonomische
faktoren - die Verschuldung der Kommunen oder
die allgemeine wirtschaftliche Perspektive - be-
trachtet werden.

Wer arbeitet mit? die Zusammensetzung der
Kommission war bis zuletzt ein streitpunkt zwi-
schen bundesregierung und ländern. Zunächst war
geplant, die Kommission nach dem Prinzip 6 - 6 - 3

zu besetzen. danach hätten sechs bundesministe-
rien, sechs bundesländer und die drei kommunalen
spitzenverbände auf bundesebene jeweils einen
sitz erhalten. 
dieser Vorschlag war jedoch unter den beteiligten
nicht mehrheitsfähig. in der Kommission sind nun-
mehr alle bundesressorts und bundesländer sowie
die kommunalen spitzenverbände mit je einer Per-
son vertreten. darüber hinaus gehören der Kom-
mission der beauftragte der bundesregierung für
Kultur und Medien sowie der beauftragte der bun-
desregierung für die neuen länder an.
der bundesminister des innern, für bau und Heimat
übernimmt den Vorsitz der Kommission. den Ko-
vorsitz teilen sich die bundesministerien für ernäh-
rung und landwirtschaft sowie für familie, senio-
ren, frauen und Jugend. 

Sechs Schwerpunkte die Kommissionsarbeit
wird schwerpunktmäßig in sechs facharbeitsgrup-
pen stattfinden, die ihre grundlage in den im Koali-
tionsvertrag angelegten themen haben:

1. „Kommunale altschulden“ (Vorsitz bundesminis-
terium der finanzen): die finanzlage der Kommu-

Die Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ des Bundes 
Gemäß Koalitionsvertrag wurde eine Kommission aus Ministerien, Ländern
und Kommunen eingesetzt, um Empfehlungen zur Weiterentwicklung der
„Gleichwertigen Lebensverhältnisse“ zu erarbeiten

w

uwe zimmermann  
ist Referatsleiter für
Kommunalwirtschaft
beim Deutschen 
Städte- und 
Gemeindebund

die autoren

marc elxnat ist 
referatsleiter für 
Kommunalwirtschaft
beim deutschen 
städte- und 
gemeindebund

Menschen im ländlichen Raum
wie in Ballungsgebieten sollen 

vergleichbar angemessene 
Lebensverhältnisse vorfinden
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nen mit blick auf die gleichwertigkeit der lebens-
verhältnisse untersuchen und unter berücksich
tigung der finanzverfassungsrechtlichen Zustän-
digkeiten mögliche ansätze zur lösung der kom-
munalen altschulden- und Kassenkreditproble-
matik entwickeln.

2. „Wirtschaft und innovation“ (Vorsitz bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und energie): aufbau-
end auf den in der vergangenen legislaturperi-
ode beschlossenen eckpunkten und unter
berücksichtigung der Vorgaben des Koalitions-
vertrages für die 19. legislaturperiode ein ge-
samtdeutsches fördersystem des bundes für
strukturschwache regionen entwickeln sowie
den beitrag von forschung und innovation be-
rücksichtigen.

3. „raumordnung und Statistik“ (Vorsitz bundes-
ministerium des innern, für bau und Heimat): im-
pulse setzen, um Kommunen in ganz deutsch-
land baulich und funktional zu stärken, um ein
attraktives Wohnen, arbeiten und leben zu er-
möglichen und insbesondere prägende orts- und
stadtkerne zu erhalten und zu vitalisieren. dabei
ist auch ein augenmerk auf funktionsfähige de-
zentrale siedlungsstrukturen zu richten. 

4. „technische infrastruktur“ (Vorsitz bundesminis-
terium für Verkehr und digitale infrastruktur):
Konzepte entwickeln und modellhafte beispiele
aufzeigen, wie eine angemessene ausstattung
aller regionen mit hochleistungsfähiger infra-
struktur - insbesondere mit digitaler infrastruk-
tur und neuen Mobilitätsangeboten - gelingen
kann. dabei soll berücksichtigt werden, dass ge-
rade in dünn besiedelten ländlichen regionen
strukturelle defizite erkennbar sind, welche die
wirtschaftliche bereitstellung zeitgemäßer netz-
infrastruktur erschweren. 

5. „Soziale daseinsvorsorge und arbeit“ (Vorsitz
bundesministerium für arbeit und soziales):
Maßnahmen entwickeln, die eine flächendecken-
de Versorgung der bevölkerung mit leistungen
der sozialen daseinsvorsorge gewährleisten und
dabei unter anderem aspekte der gesundheits-
versorgung, der altenhilfe, der bildung, der Kul-
tur und der barrierefreiheit berücksichtigen so-
wie sich mit regionalen aspekten der aktiven
arbeitsmarktpolitik befassen. 

6. „teilhabe und zusammenhalt der Gesellschaft“
(Vorsitz bundesministerium für familie, senio-
ren, frauen und Jugend): für einen starken ge-
sellschaftlichen und kulturellen Zusammenhalt
und eine solidarische gesellschaft teilhabeorien-
tiert gute rahmenbedingungen für das Zusam-
menleben von Jung und alt in den Kommunen in

ganz deutschland schaffen sowie die förderung
des ehrenamtlichen engagements vor ort in den
blick nehmen. 

die facharbeitsgruppen können durch expertinnen
und experten aus Wissenschaft und Wirtschaft so-
wie Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesell-
schaft und der Wohlfahrtsverbände unterstützt
werden. Hierüber entscheiden die facharbeitsgrup-
pen selbstständig.
die Kommission soll das ergebnis ihrer arbeit bis
Herbst 2020 vorlegen. bereits im Jahr 2019 soll der
aufbau eines neuen gesamtdeutschen fördersys-
tems des bundes für strukturschwache regionen
abgeschlossen sein.

Kommunale Erwartungen aus sicht der Kom-
munen muss sich die Kommission insbesondere mit
den entscheidenden Zukunftsfragen wie dem nut-
zen der digitalisierung in der daseinsvorsorge und
der anbindung ländlicher regionen - sowohl mit
blick auf den nah- und fernverkehr als auch auf die
breitbandinfrastruktur - beschäftigen und vor al-
lem lösungen präsentieren, die zeitnah umsetzbar
sind. 
grundsätzlich geht zwar gründlichkeit vor schnel-
ligkeit. Jedoch muss darauf geachtet werden, Vor-
schläge zu entwickeln, die schon während der Kom-
missionsarbeit umgesetzt werden können.
insbesondere sollten die gute wirtschaftliche lage
und die niedrigen Zinsen zur lösung der Problema-
tik der altschulden genutzt werden. nur dann be-
steht die Möglichkeit eines echten Wandels auch
für strukturell überschuldete Kommunen.

Finanzierung der Infrastruktur darüber hi-
naus muss die Kommission die frage klären, wie ei-
ne effiziente finanzierung der notwendigen inves-
titionen in die infrastruktur der daseinsvorsorge -
energieverteilnetze, Wasser- und abwassernetze -
sowie des Wohnungsbaus angesichts des demogra-
fischen Wandels sichergestellt werden kann, ohne
die bürger und bürgerinnen über gebühr zu belas-
ten.
als ergebnis der Kommissionsarbeit darf am ende
nicht ein lösungsansatz für alle regionen stehen.
Vielmehr muss ein Zukunftskonzept entwickelt
werden, welches allen städten und gemeinden ei-
nen angemessenen finanziellen Handlungs- und
gestaltungsspielraum vor ort ermöglicht und
durch unbürokratische sowie leicht zugängliche
förderprogramme ergänzt wird.
nicht zu vergessen ist, dass die grundvorausset-
zung für gleichwertige lebensverhältnisse in den
städten und gemeinden deutschlands eine aufga-
bengerechte, auskömmliche finanzausstattung der
Kommunen ist, die es in einem angemessenen 
Maße ermöglicht, freiwillige selbstverwaltungsauf-
gaben wahrzunehmen. ◼

es muss ein
Konzept 

entwickelt werden,
welches allen Städten
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Berg von Altschulden verhindert Sanierung 
Angesichts von rund 25 Mrd. Euro Kassenkrediten 
fordern die NRW-Kommunen langfristige Unterstützung 
von Bund und Land beim Schuldenabbau

ordrhein-Westfalen hat ein massives altschul-
denproblem. städte und gemeinden haben ei-

nen berg von Kassenkrediten angehäuft, der - absolut
gesehen - bundesweit einen traurigen „spitzenplatz“
einnimmt - und das mit deutlichem abstand.
das mit der ursprünglichen Konzeption des stärkungs-
pakts stadtfinanzen ausgegebene Ziel, neben ausge-
glichenen Haushalten auch eine deutliche rückfüh-
rung der altverschuldung zu erreichen, wird trotz aller
Konsolidierungserfolge nicht erreicht. und auch Kom-
munen außerhalb des stärkungspakts haben mit alt-
schulden zu kämpfen.
deshalb besteht Handlungsbedarf, der spätestens mit
einem steigenden Zinsniveau umso dringlicher wer-
den wird. nachdem sich andere bundesländer bereits
auf den Weg gemacht haben - stichwort „Hessenkas-
se“ -, muss auch für nrW der einstieg in einen echten
und nachhaltigen abbau der schuldenlast gefunden
und der Prozess des schuldenabbaus konsequent vo-
rangetrieben werden.

Zeitpunkt günstig dass der Koalitionsvertrag der
nrW-regierungsparteien Cdu und fdP das thema
aufgreift und dabei das Ziel ausgibt, den stärkungs-
pakt zu einer verlässlichen und nachhaltig wirkenden
„Kommunalen Kredithilfe“ weiterzuentwickeln, muss
angesichts des immer noch historisch günstigen fi-
nanzklimas als einstieg in eine seit langem überfällige
lösung verstanden werden, die es zeitnah mit leben
zu füllen gilt.
die kommunalen spitzenverbände in nrW haben an-
lässlich einer expert(inn)enanhörung im nrW-land-
tag im april 2018 eckpunkte formuliert, die den rah-
men für künftige altschuldenabbau-strategien und
-Prozesse bilden sollten:

carl Georg müller
ist finanzreferent
beim städte- und 
gemeindebund 
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1. eine altschuldenlösung in nordrhein-Westfalen
muss die Kredite zur liquiditätssicherung in den
blick nehmen. denn diesen Verbindlichkeiten steht
kein kommunales Vermögen gegenüber. sie sind das
ergebnis struktureller defizite bei der Kommunalfi-
nanzierung in den vergangenen Jahrzehnten.

2. die hohen schuldenstände aus den teils nur kurz-
fristig zinsgesicherten Kassenkrediten gefährden
mittel- und langfristig die stabilität der kommuna-
len Haushalte. das land muss jetzt die günstige
Marktsituation nutzen und die Kommunen gegen
das risiko steigender Zinssätze absichern.

3. die beste Zinssicherung ist der schuldenabbau. es
gilt, einen Weg zu eröffnen, wie die Kassenkredite
wieder auf ein Maß reduziert werden können, das
ihrem eigentlichen Zweck entspricht. die rückfüh-
rung dieser Kredite muss im Vordergrund einer alt-
schuldenlösung stehen.

4. ergänzend können finanzierungsinstrumente an-
geboten werden, die das Zinsrisiko über die laufzeit
des Programms begrenzen und den Kommunen den
Zugang zu günstiger refinanzierung garantieren.

5. Zinssicherung und tilgung sind durch das land und
die teilnehmenden Kommunen zu finanzieren. eine
Mitfinanzierung durch sämtliche Kommunen („Ver-
gemeinschaftung der schulden“) - etwa durch Vor-
wegabzug im gfg - ist auszuschließen.

6. die dimension des Hilfsprogramms muss dem Pro-
blem gerecht werden. nur bei einer ausreichenden
finanzierung aus landesmitteln können die betrof-
fenen Kommunen genug eigene Mittel bereitstel-
len, damit die schulden in einem überschaubaren
Zeitraum abgebaut werden.

7. ohne beteiligung des bundes kann es keine tragfä-
hige lösung geben. die integration möglicher bun-
deshilfen zum schuldenabbau muss bei der landes-
altschuldenhilfe mitbedacht werden. Konkrete
entlastungsmaßnahmen bei den kommunalen so-
ziallasten - etwa durch anhebung der bundesbetei-
ligung an den Kosten der unterkunft im sgb ii - kön-
nen ebenfalls zur erfolgreichen umsetzung
beitragen.

8. alle Kommunen sind auch durch investive schulden
und einen erheblichen investitionsrückstau belas-
tet. Möglichkeiten der einnahmesteigerung bei
grund- und gewerbesteuer sind teils bis an die be-
lastungsgrenze ausgereizt. die Konsolidierungs-
und tilgungspfade eines altschuldenprogramms
dürfen dies nicht außer acht lassen. ◼

Kürzen und Streichen 
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Schulden der 
NRW-Kommunen 
zu verringern



thema Kommunalfinanzen 

30 stÄdte- und geMeinderat 9/20�8 

eim thema niederschlagung herrscht vielerorts
unsicherheit. fühlen sich die meisten nach einer

dekade doppik sicher im neuen Haushaltsrecht,
überlagern sich beim thema niederschlagung immer
noch kameralistische begriffswelt und neues recht.
die bis heute nicht ausreichend reflektierte begriff-
lichkeit lässt das instrument der niederschlagung
wie ein Zwitterwesen erscheinen und hemmt mit-
unter ihre sinnvolle anwendung. auch der städte-
und gemeindebund nrW sowie die gemeindeprü-
fungsanstalt nrW teilen diesen eindruck und setzen
sich für eine unbefangene neubewertung ein.
das niederschlagungswesen ist in der gemeindekas-
se eine tätigkeit von besonderer bedeutung und
schwierigkeit. in den gemeindekassen fehlt es an ei-
nem bundesweiten Überblick der gesamtsumme al-
ler niedergeschlagenen forderungen. Wäre diese ge-
samtsumme eine bekannte größe, könnte diese

sowohl zu einer positiven als auch zu einer negativen
betrachtung der aufgabenerledigung des nieder-
schlagungswesens in der gemeindekasse führen.
Positiv dafür, dass die gemeindekasse ihre Möglichkei-
ten der Vollstreckung nach den ihr gebotenen Mög-
lichkeiten voll ausschöpft und es stets zu einer sachge-
rechten aufgabenerledigung kommt. negativ könnte
sich auswirken, dass durch einen vorhandenen ge-
samtüberblick der niedergeschlagenen forderungen
die frage aufkäme, ob die niederschlagung bei allen
Vollstreckungshandlungen ordnungsgemäß erfolgt.
die niederschlagung von forderungen der Kommune
basiert auf unterschiedlichen rechtlichen grundla-
gen. bundesweit gilt dabei § 261 der abgabenord-
nung (ao).

Steuerforderungen § 261 der abgabenordnung
besagt: „ansprüche aus dem steuerschuldverhältnis

rolf Sturme 
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kasse Kevelaer

der autor
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dürfen niedergeschlagen werden, wenn zu erwarten
ist, dass die erhebung keinen erfolg haben wird oder
die Kosten der erhebung außer Verhältnis zu dem zu
erhebenden betrag stehen werden.“ dieser geset-
zestext des § 261 ao enthält den Wortlaut, welcher
im bundesgesetzblatt Jahrgang 2016, teil i, nr. 35, sei-
te 1693, vom 22.07.2016 bekannt gemacht wurde.
Zum 01.01.2017 ist der § 261 ao geändert worden. bis
zu diesem Zeitpunkt musste bei einer niederschla-
gung von ansprüchen aus dem steuerschuldverhält-
nis feststehen, dass die einziehung keinen erfolg ha-
ben würde. seit Jahresbeginn 2017 genügt schon die
erwartung, dass die einziehung keinen erfolg haben
wird. diese neue fassung des § 261 ao erlaubt es den
finanzbehörden - sprich: gemeindekassen -, bei der
entscheidung über eine niederschlagung eine Prog-
nose zu treffen.
auf das Kommunalabgabengesetz nrW und die ge-
meindehaushaltsverordnung nrW, welche ebenfalls
Vorgaben zum niederschlagungswesen enthalten,
wird an dieser stelle nicht näher eingegangen. We-
sentlich dürfte jedoch noch die Klärung der frage
sein, ob eine differenzierung zwischen einer befris-
teten und einer unbefristeten niederschlagung er-
forderlich ist.

Befristet und unbefristet die begrifflichkeit der
befristeten und unbefristeten niederschlagung ist in
der regel fester bestandteil der dienstanweisungen
zum Kassen- und Haushaltsrecht. die Möglichkeit,
hierbei eine Änderung vorzunehmen, ist bisher kaum
in erwägung gezogen worden. an dieser stelle soll
daher die bekannte begrifflichkeit zur befristeten
und unbefristeten niederschlagung erläutert wer-
den:

• forderungen dürfen befristet niedergeschlagen
werden, wenn ihre einziehung wegen der wirt-
schaftlichen Verhältnisses des schuldners/der
schuldnerin vorübergehend keinen erfolg ver-
spricht.

• eine unbefristete niederschlagung ist möglich,
wenn nach der sach- und rechtslage davon ausge-
gangen werden kann, dass Vollstreckungsversuche
dauerhaft ohne erfolg bleiben oder die Kosten der
einziehung außer Verhältnis zur Höhe der forde-
rung stehen. Mit einer ausnahme: die einziehung
ist aus grundsätzlichen erwägungen geboten.

ist ein Verzicht auf die begrifflichkeit der befristeten
und unbefristeten niederschlagung möglich? in fäl-
len, bei denen es sich um die niederschlagung von
ansprüchen aus einem steuerschuldverhältnis han-
delt, kann auf die begrifflichkeit verzichtet werden. §
261 ao sowie die erläuterungen der ao treffen keine
aussagen zu einer befristeten und unbefristeten nie-
derschlagung. es wird in der ao lediglich der begriff
der niederschlagung aufgeführt. die niederschla-
gung soll laut den erläuterungen zu § 261 ao über-

flüssigen, sinnlosen oder unverhältnismäßigen Ver-
waltungsaufwand vermeiden.

Mehrere Voraussetzungen Zur niederschlagung
werden in den erläuterungen des § 261 ao mehrere
Voraussetzungen aufgeführt. eine niederschlagung
ist in zwei unterschiedlichen fallgruppen möglich:
bei erfahrener oder zu erwartender erfolglosigkeit
der einziehung oder bei der unverhältnismäßigkeit
der einziehung.
die beiden fallgruppen berühren sich im einzelfall
häufig. da die Voraussetzung einer fallgruppe für die
niederschlagung ausreicht, genügt die vorrangige
Prüfung einer der beiden Voraussetzungen. erfordert
beispielsweise die einziehung - etwa bei einem ge-
ringen betrag - unverhältnismäßigen aufwand,
braucht die mögliche erfolglosigkeit nicht mehr ge-
nau geprüft zu werden.
Wie bereits erwähnt werden die begrifflichkeiten
„befristete“ und „unbefristete“ niederschlagung in
der abgabenordnung nicht aufgeführt. diese tatsa-
che muss als die einzige sinnvolle lösung betrachtet
werden.

Regelung per Dienstanweisung Was lässt sich
bezüglich der niederschlagung von forderungen in
einer dienstanweisung zum Kassen- und Haushalts-
recht regeln? die niederschlagung ist eine verwal-
tungsinterne Maßnahme, mit der von der Weiterver-
folgung eines fälligen anspruchs abgesehen wird -
jedoch ohne Verzicht auf den anspruch selbst. die
niederschlagung bedarf keines antrags des oder der
Zahlungspflichtigen und wird diesem/dieser nicht
mitgeteilt.
ansprüche dürfen niedergeschlagen werden, wenn
zu erwarten ist, dass die einziehung keinen erfolg ha-
ben wird, oder wenn die Kosten der einziehung außer
Verhältnis zu dem betrag stehen. durch die nieder-
schlagung soll unverhältnismäßiger Verwaltungs-
aufwand vermieden werden. erfolglosigkeit liegt vor,
wenn unter anderem Vollstreckungsmaßnahmen ge-
scheitert sind. Vollstreckungshandlungen, welche
zur niederschlagung führen, sind schriftlich zu doku-
mentieren.
den Mitarbeiter(innen) der gemeindekasse wird die
befugnis zur sachlichen und rechnerischen richtig-
keit im niederschlagungswesen erteilt. der Kämme-
rer erhält von der gemeindekasse einen schriftlichen
nachweis als genehmigungsgrundlage für die nie-
derschlagung. ihm steht die unbegrenzte anord-
nungsbefugnis im niederschlagungswesen zu.

Überwachung der Forderungen die erteilte ge-
nehmigung durch den anordnungsbefugten bildet
die buchungsgrundlage zur niederschlagung und der
ausbuchung respektive abschreibung der forderung.
forderungen, bei denen eine realisierung möglich er-
scheint, sind durch die gemeindekasse zentral zu
überwachen. Hierbei sind die wirtschaftlichen Ver-
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ter e. V., schriftleitung:
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hältnisse der schuldner/innen regelmäßig zu über-
prüfen. Zur unterbrechung der Zahlungsverjährung
sind grundsätzlich verjährungshemmende Maßnah-
men zu ergreifen.
bei geringen beträgen sind Maßnahmen zur unter-
brechung der Verjährung nur für einen Zeitraum von
zwei Jahren erforderlich. ergeben sich aus den Voll-
streckungsmaßnahmen keine neuen erkenntnisse,
sind die forderungen von der gemeindekasse den
forderungen zuzuordnen, bei denen anzunehmen
ist, dass diese auch in Zukunft nicht realisierbar sein
werden. forderungen, bei denen mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass diese auch
in Zukunft nicht zu realisieren sind, bedürfen keiner
die Verjährung unterbrechender Maßnahmen.

Verantwortung der Feststellungsbefugnis für
das niederschlagungswesen sind nach den erläute-
rungen zu § 261 ao die finanzbehörden - sprich: fi-
nanzkassen - zuständig. Hierüber kann eine einge-
schränkte ableitung für die gemeindekasse erfolgen,
sodass die Zuständigkeit der gemeindekasse zuge-
wiesen werden sollte.
aus der Praxis ist bekannt, dass bei den finanzäm-
tern die finanzkassen als Vollstreckungsbehörden
die ausbuchung von forderungen eigenständig vor-
nehmen. dies darf in den gemeindekassen nicht er-
folgen. im gegensatz zu den finanzämtern muss in
den gemeindekassen der trennungsgrundsatz ein-
gehalten werden.

Praktische Erfahrungen durch die begrifflichkeit
der befristeten und unbefristeten niederschlagung
erschwert sich die gemeindekasse die sachbearbei-
tung. Kommt man während der niederschlagungs-
phase zu der erkenntnis, dass eine befristet nieder-
geschlagene forderung nicht mehr verfolgt werden
soll, muss diese in eine unbefristete niederschlagung
umgewandelt werden. Hierbei sind die Vorgaben zur
unbefristeten niederschlagung aus der dienstanwei-
sung zu beachten. es wird somit eine erneute Vorlage
zur umwandlung der befristet niedergeschlagenen
forderung erforderlich. dies ist ein entbehrlicher ar-
beitsschritt.
anhand einer zentralen niederschlagungsdatei kann
jederzeit eine forderungsinventur erfolgen. Hieraus
könnte ersichtlich werden, dass man eine Vielzahl
von niederschlagungsfällen Jahr für Jahr in seinen
nachweisen „mitschleppt“ und es mangels entschei-
dungsfreudigkeit zu keiner endgültigen entschei-
dung im umgang mit den niedergeschlagenen for-
derungen kommt.
Hierbei sollte man sich stets vor augen halten, dass
es sich bei niedergeschlagenen forderungen um not-
leidende ansprüche handelt, die wie folgt betrachtet
werden sollten:

• objektiv aussichtslose forderungsverfolgung

• unwirtschaftliche Kleinbeträge
• dauerhaft erfolglose langzeitverfolgung

Abbildung in der Verwaltungsdoppik nieder-
schlagung und forderungsbewertung sind in der Ver-
waltungsdoppik zu unterscheiden. Wie bereits ange-
führt, handelt es sich bei der niederschlagung
grundsätzlich um eine nachbetrachtung der forde-
rung. bei der forderungsbewertung erfolgt hingegen
ein blick in die Zukunft, da über die Werthaltigkeit
der forderung noch keine endgültige erkenntnis vor-
liegt.
Mit der zum 01.01.2017 vollzogenen Änderung des §
261 der abgabenordnung erfolgt bei der niederschla-
gung eine angleichung zur forderungsbewertung,
da dort bereits die Vermutung oder Prognose für eine
Wertberichtigung erlaubt ist.

Bilanztechnische Behandlung aus bilanzieller
sicht wird die Veränderung bilanzierter forderungen
der gemeinde im Haushalt als Wertberichtigung um-
gesetzt. das Wertberichtigungskonto soll aus grün-
den der transparenz und Klarheit auf der Passivseite
der bilanz geführt werden. die salden dieser Wert-
berichtigungskonten werden über das entsprechen-
de forderungskonto abgeschlossen.
ein eigener passiver ansatz ist nicht vorgesehen. der
bilanzansatz der forderungen bleibt unverändert be-
stehen. das Wertberichtigungskonto stellt im Jahres-
abschluss ein Korrektiv zu den auf der aktivseite der
bilanz angesetzten gemeindlichen forderungen dar
und macht die Korrekturen transparent. ◼

Werden Strafzettel nicht bezahlt und ist eine 
Vollstreckung unmöglich, kann eine Kommune 
die Forderung niederschlagen 
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limaschutz ist in aller Munde. Viele sprechen
nicht mehr von Klimawandel, sondern längst

von Klimachaos. die bundesregierung setzte anfang
Juni 2018 eigens eine Kommission ein, die den aus-
stieg aus der Kohleverstromung vorbereiten soll.
dennoch ist deutschland weiter denn je davon ent-
fernt, seine selbstgesteckten Klimaziele zu erreichen
und das 2015 in Paris geschlossene Klimaabkommen
einzuhalten. um das zu schaffen, müssten alle Koh-
lekraftwerke deutschlands in den kommenden zehn
Jahren vom netz gehen. und all das hat viel mehr mit
kommunalen finanzen zu tun, als sich auf den ersten
blick erschließt.
nrW ist neben brandenburg das am stärksten von
der braunkohle abhängige bundesland. entspre-
chend tief verwurzelt ist die industrie rund um den
fossilen brennstoff auch in den Kommunen. Kaum ei-
ne Kommune im ruhrgebiet sowie im dreieck zwi-
schen aachen, Köln und Mönchengladbach ist ohne
aktien des stromkonzerns rWe, der den gesamten
braunkohleabbau im rheinischen revier sowie zahl-
reiche, teils besonders alte und abgasintensive
braunkohlekraftwerke betreibt. nrW-Kommunen

Durch Beteiligung an Unternehmen, die CO2-neutral 
produzieren, können Kommunen die Klimaerwärmung 
aufhalten, müssen dafür aber bewährte Partnerschaften
etwa zu RWE hinterfragen 

Bei der Verstromung von Braunkohle,
die etwa 45 Prozent des Strombedarfs
in NRW abdeckt, werden große 
Mengen treibhausrelevantes CO2 frei
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Divestment - Geldanlage mit
ökologischem Anspruch

sitzen daher unmittelbar an der Wurzel des Problems
- und damit auch nicht weit entfernt von der lösung. 

Umschichtung des Portfolios Zahlreiche Kom-
munen in ganz deutschland haben in den zurücklie-
genden Jahren divestiert - sprich: ihre investitionen
in rWe und andere Kohle-, Öl und gas-unternehmen
veräußert. damit soll dem so genannten fossilen sek-
tor der Volkswirtschaft der finanzielle und gesell-
schaftliche rückhalt entzogen werden. 
Zu dieser form des Protestes gegen das Verheizen
fossiler energien ruft seit 2016 die weltweit agierende
Klimaschutzorganisation 350.org mit ihren vielen
fossil free-lokalgruppen auf. der Kampagne folgten
die städte Münster, berlin, göttingen, leipzig, olden-
burg, freiburg und teilweise stuttgart. 
den umfassendsten divestment-beschluss inklusive
ethisch-ökologischer investitionskriterien für zukünf-
tige geldanlagen fasste das land bremen. auch in
baden-Württemberg wurde ein beschluss zum di-
vestment gefasst, der jedoch noch nicht komplett
umgesetzt ist. der landkreis osnabrück, die städte-
region aachen und die stadt bochum haben ange-
kündigt, rWe-aktien zu verkaufen, haben das bisher
aber nur ansatzweise getan. 

Langjährige Kooperation in dieser liste finden sich
auffallend wenige nrW-Kommunen. die meisten
Kommunen sind hier nicht direkt im besitz der rWe-
aktien, sondern haben diese in beteiligungsgesell-

lea heuser 
ist freie Journalistin
und bloggerin in 
aachen mit schwer-
punkt Klima- und
friedenspolitik  
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schaften eingebracht, was das Prozedere eines ak-
tienverkaufs kompliziert macht. 
der eigentliche grund, warum nicht divestiert wird,
ist aber viel einfacher. die rWe ag und ihr auf treib-
hausgas-emissionen gründendes geschäftsmodell
werden, obwohl mehrmals in folge keine dividende
ausgezahlt wurde und der aktienkurs zeitweise auf
zwölf Prozent des Wertes von 2008 fiel, in den
meisten stadt- und gemeinderäten von nrW kaum
in frage gestellt. 
dabei hat sich in den zurückliegenden 15 Jahren die
bewertung von rWe durch die großen rating-agen-
turen immer weiter verschlechtert und die Mitver-
antwortung des unternehmens an der globalen Kli-
makrise wird immer offensichtlicher. Über kurz
oder lang können rWe-aktien somit zu spekulati-
ven geldanlagen werden. 

Noch lange Braunkohle? trotz seiner ungünsti-
gen wirtschaftlichen entwicklung will der Konzern
die nach Co2-ausstoß pro Kilowattstunde klima-
schädlichste art der stromerzeugung durch braun-
kohlekraftwerke noch weit in die Zukunft verlän-
gern. dies schließt sogar Kraftwerksneubauten und
erweiterung von tagebauen mit ein. 
diese von ressourcenverbrauch und Co2-bilanz we-
nig nachhaltige form der energieversorgung würde
so bis zum letzten ausgereizt. dafür sollen weiter-
hin Wälder gerodet, Menschen umgesiedelt und
dörfer verlegt werden. Zugleich belasten die abga-
se der Kraftwerke nicht nur durch Co2 das Weltkli-
ma, sondern durch feinstaub, Quecksilber und an-
dere schadstoffe auch die luft des rheinlandes.
auf der einen seite ist kaum zu erwarten, dass rWe
und vergleichbare Konzerne in Zukunft finanziell
besser dastehen als heute und dass der aktienwert
wieder auf eine für anlegende attraktive Höhe
steigt. auf der anderen seite muss sich jede inves-
torin und jeder investor - ganz gleich ob Privatper-
son oder Kommune - selbst die frage stellen, wel-
che geldanlage unter gesichtspunkten von ethik
und nachhaltigkeit vertretbar ist. 

Priorität Klimaschutz dabei muss die Priorität
auf der einhaltung der Klimaziele und einer Ver-
langsamung der Klimaerwärmung liegen - und
nicht auf dem streben nach Profit oder dem leitsatz
„das haben wir immer schon so gemacht“. im Zuge
der energiewende gibt es dezentral und lokal im-
menses entwicklungspotenzial und enorme inves-
titionsmöglichkeiten bei den erneuerbaren ener-
gien. 
somit können sich nrW-Kommunen ruhigen ge-
wissens von rWe-beteiligungen trennen und mit
vollem elan den strukturwandel vorantreiben. denn
rWe als bloßer Kohle- und atomkonzern wäre mit-
telfristig zum sterben verurteilt. und zwar dann,
wenn er allein auf veraltete technologie setzte. ◼

Eine Station auf der Heimattour der NRW-Ministerin 
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 
Ina Scharrenbach war Anfang August 2018 das 
Naturschutzgebiet Schwalm-Nette

Auf Fuß- und Radweg 
rund um den See 

ie bereits im vergangenen Jahr bereiste 
nrW-Heimat- und Kommunalministerin ina

scharrenbach auch in diesen sommerferien nord-
rhein-Westfalen und besuchte dabei alle fünf 
regierungsbezirke sowie das ruhrgebiet. auf der
fünften station ihrer tour 2018 ging es in das natur-
schutzgebiet schwalm-nette. ausgangspunkt einer
rundwanderung war der naturschutzhof nettetal.
dieser ist als nabu-umweltbildungszentrum auch
über die grenzen des niederrheins hinaus bekannt
und wird für seine biotop- und artenvielfalt ge-
schätzt.
nach einer kurzen begrüßung brach die Wander-
gruppe mit der Ministerin und etwa 60 Vertreter(in-
ne)n von nabu, Medien, mehreren Heimatvereinen

W

maximilian friedrichs 
ist Praktikant beim 
städte- und 
gemeindebund nrW

der autor
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naturSchutz

Heimatministerin 
Ina Scharrenbach (Mitte) 
im Gespräch mit einer 
Vertreterin des NABU 
bei ihrer Sommertour 
im Naturpark Schwalm-
Nette

Die Teilnehmenden der 
Heimattour konnten bei 
der Wanderung um den 
„De Wittsee“ heimische

Vögel beobachten

sowie interessierten bürger(inne)n auf, um die
schönheit des im Jahr 2012 zertifizierten Premium-
Wanderwegs „nette seen“ auf sich wirken zu las-
sen. 
deutlich wurde, dass die nettetaler/innen, insbeson-
dere bürgermeister Harald Post, von ihrer Heimat be-
geistert sind und dies der Ministerin unbedingt na-
hebringen wollten. ina scharrenbach ließ sich von der
begeisterung der gastgeber anstecken. sie präsen-
tierte sich volksnah und begrüßte jede(n) teilneh-
mende(n) der Wanderung persönlich.

Seltene Vögel als erste station auf dem Weg
durch das 435 Quadratkilometer große naturschutz-
gebiet schwalm-nette wurde das „rohrdommel-
Projekt“ besichtigt. dabei handelt es sich um eine
aussichtsplattform in der nähe der leuther Mühle,
von wo aus man bei gutem Wetter etwa teich- und
sumpfrohrsänger sowie die namensgebende rohr-
dommel beim brüten beobachten kann.
auf dem Weg zur zweiten station, dem Camping-
platz „de Wittsee“, zeigte sich die Ministerin inte-
ressiert an den anliegen der Menschen und kam mit
vielen leuten ins gespräch. dies wurde auch bei der
erfrischungspause bei kalten getränken deutlich,
welche gerade an diesem tag mit temperaturen
über 30 grad von allen besonders geschätzt wurde.
der Weg zurück zum naturschutzhof führte wieder-

um am „de Wittsee“ entlang. dabei konnte die Wan-
dergruppe auf dem neuen fahrradweg die heimische
fauna bestaunen, welche in diesem fall aus drei gro-
ßen schwänen bestand. 
letzter stopp vor der rückkehr zum Hof war eine
Kopfweiden-allee. diese baumgruppen sind nicht
nur optisch ein prägendes element des nieder-
rheins. Vielmehr waren Kopfweiden in der Vergan-
genheit ein wichtiger rohstofflieferant - beispiels-
wiese für Weidenkörbe oder zur abdichtung von
Hauszwischendecken. auch heute bieten sie immer
noch nistplätze und lebensraum für die Vögel des
naturschutzgebiets.

Folgen der Trockenheit bei aller schönheit der na-
tur wurden allerdings die auswirkungen der langen
trockenheit deutlich. Viele Vögel zogen es vor, nicht
wie üblich auf den bachläufen und teichen des na-
turschutzgebietes zu brüten, sondern flogen dafür
auf den größeren und für sie angenehmeren „de
Wittsee“. 
bei der rückkehr zum naturschutzhof stand bereits
ein imbiss, bestehend aus Käse und salaten sowie
kalten getränken, für die erschöpften Wanderer be-
reit. Zum abschluss dieser etappe der Heimattour
wurde die gruppe über den Hof geführt und über
dessen Kernprojekte wie etwa das naturerlebnis 
„Vogelwelt“ informiert. bei diesem Konzept können
Kinder als Vogelkundler unterwegs sein und haben
zum beispiel die Möglichkeit, nistkästen für die 
heimischen Vögel zu bauen.
das Wort „Heimat“ ist zentral in der aktuellen politi-
schen debatte. auch für Ministerin ina scharrenbach
hat es große bedeutung und hängt in ihrer Wahrneh-
mung eng mit dem Wort „nachhaltigkeit“ zusam-
men. denn nur wer die errungenschaften der Vergan-
genheit schätze - so scharrenbach -, könne diese auch
in Zukunft genießen. ◼
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Bücher

Praxis der Kommunal-Verwaltung
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kommunalpolitiker und der Bediens-
teten in Gemeinden, Städten und Landkreisen (Loseblattsammlung inkl.
3 Online-Zugänge / auch auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben von:
Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, Prof.
Dr. Hans-Günter, Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof.
Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O. Steger,
Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes Winkel und Uwe
Zimmermann. Kommunal- und Schulverlag, 65026 Wiesbaden, Postfach
3629, Telefon 0611-88086-10, Telefax 0611-88086-77, Internet www.kom-
munalpraxis.de, E-Mail: info@kommunalpraxis.de

die vorliegenden (nicht einzeln erhältlichen) lieferungen enthalten:

544. nachlieferung | Mai 2018 | 79,90 euro

e 8 - besteuerung der öffentlichen Hand - von bernd leippe, dipl.-finw.,
ltd. städt. Verwaltungsdirektor a. d., essen: aufgrund der permanenten
Änderungen im steuerrecht durch rechtsprechung, gesetzgebung und
Verwaltungsanweisungen ist eine aktualisierung geboten. diese bein-
haltet in erster linie die neuregelung der umsatzbesteuerung der 
juristischen Person des öffentlichen rechts durch das steueränderungs-
gesetz 2015 sowie eine anpassung an die Körperschaftsteuer.

K 2a - allgemeines gewerberecht / gewerbeordnung - begründet von
dr. e. Hoffmann, Ministerialrat, fortgeführt von Josef Walter, abtei-
lungsdirektor a. d., weiter fortgeführt von dr. renate Köhler-rott, Vor-
sitzende richterin am Verwaltungsgericht München, neu bearbeitet
von Christian Hahn, regierungsdirektor, referent in der bayerischen
staatskanzlei (vormals referent für gewerberecht im bayerischen
staatsministerium für Wirtschaft und Medien, energie und technolo-
gie): der beitrag wurde von einem neuen autor vollständig überarbei-
tet, so dass er sich wieder auf dem aktuellen stand befindet.

l 15 - Kommunale Pressearbeit - von dr. dr. gerd treffer, ehem. Presse-
sprecher der stadt ingolstadt: der beitrag wurde überarbeitet, insbe-
sondere die Kap. 8.4 (grenzen des auskunftsanspruches), 29.1 (typen),
39.2 (neue beteiligungsstrategien), 41 (social Media) und 47.1 (Juristi-
sche tagesfragen); 16.5 (reality-tV) wurde neu aufgenommen.

545. nachlieferung | Juni 2018 | 79,90 euro

e 1 nW - der kommunale finanzausgleich in nordrhein-Westfalen - be-
gründet von dieter bataille, dipl. Verwaltungswirt, oberamtsrat, fort-
geführt von andrea geisler (geb. ruß), dipl. Verwaltungswirtin,
amtsrätin, weiter bearbeitet von isabei Heuwing (geb. geisler). dipl.
Verwaltungswirtin, regierungsamtfrau, Ministerium für Heimat, Kom-
munales, bau undgleichstellung des landes nordrhein-Westfalen: der
beitrag zum gfg 2017 wurde nochmals aktualisiert.

H 5 - die sozialversicherung - von Werner gerlach, Vorstandsvorsitzender
i.r.: Mit dieser lieferung wurden die Kommentierungen zu sgb iV und V
auf den aktuellen stand gebracht. der abschnitt zum sgb X entfällt.

546. nachlieferung | Juni 2018 | 79,90 euro

a 3 nW - Verfassung für das land nordrhein-Westfalen - von universi-
tätsprofessor em. dr. iur. utr. dr. iur. h. c. ralf grawert: die vorliegende

Überarbeitung gibt den stand vom dezember 2017 wieder, in die ins-
besondere die Verfassungsreform von 2016, die neuere gesetzgebung
und rechtsprechung einzuarbeiten waren.

a 8 - aufgaben und finanzbeziehungen von bund, ländern und Kom-
munen - Zur ausgefallenen föderalismusreform 2017 - von Prof. dr. jur.
Hans-günter Henneke, geschäftsführendes Präsidialmitglied des deut-
schen landkreistages, Honorarprofessor an der universität osnabrück,
Mitglied des unabhängigen beirats des stabilitätsrats und Vizepräsi-
dent der freiherr-vom-stein-gesellschaft: die darstellung unternimmt
den Versuch deutlich zu machen, dass verfassungsrechtlich vorgege-
bene klare Verantwortungsstrukturen im bundesstaat, zu denen zu-
vörderst auch eine klar strukturierte finanzverfassung nach dem
grundprinzip "das geld folgt der aufgabe" gehört, für die akzeptanz
von demokratie und kommunaler selbstverwaltung in bund, ländern,
Kreisen und gemeinden geradezu unverzichtbar sind.

K 2g - Prostituiertenschutzgesetz (Prostschg) - von sabine Weidtmann-
neuer: der neue beitrag enthält die Kommentierung zum Prostschg.

az.: 13.0.1-002/001

reisekostenrecht des landes 
nordrhein-Westfalen

Kommentar von Hans-Dieter Lewer, Ministerialrat a. D., und Rainer Ste-
mann, Ministerialrat a. D. 85. Ergänzungslieferung, Stand April 2018, 350
Seiten, 89,90 €. Loseblattausgabe: Grundwerk 2.368 Seiten, DIN A 5, in
zwei Ordnern, 99,- € bei Fortsetzungsbezug (259,- € bei Einzelbezug). 
Digitalausgabe: Lizenz für 1-2 Nutzer im Jahresabonnement 209,- € (inkl.
Updates), weitere Preise (Kombination Print+Digital, weitere Mehrfachli-
zenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0157-2 (Print), ISBN 978-3-7922-
0220-3 (Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

Mit der 85. ergänzungslieferung (stand april 2018) werden im Kommen-
tarteil die anpassung der auslandstage- und auslandsübernachtungs-
geldsätze zum 1. Januar 2018, die anrechenbarkeit von leistungen auf
die reisekostenvergütung im Zusammenhang mit den fahrgastrechten
bei benutzung der db ag, die fahrkostenerstattung im Zusammenhang
mit der anschaffung von privaten bahnCards, die steuerliche behand-
lung von reisekostenvergütungen aus öffentlichen Kassen ab 1. Januar
2018 sowie das rundschreiben des finanzministeriums vom 8. Januar
2018 eingearbeitet.
des Weiteren werden die Übersicht über den geltungsbereich der City-
tickets (stand 10. dezember 2017) die Verordnungen über die richter- und
beamtenrechtlichen Zuständigkeiten und die rechts- und Verwaltungs-
vorschriften wie die lohnsteuerlichen bestimmungen zu reisekosten und
Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung (stand 2018) sowie
die dienstanweisung zum Kindergeld nach dem einkommensteuerge-
setz (da-Kg) aktualisiert.
das bMf-schreiben vom 8. november 2017 zur steuerlichen behandlung
von reisekosten und reisekostenvergütung bei betrieblich und beruflich
veranlassten auslandsreisen ab 1. Januar 2018 wird ebenso wie der Über-
blick über die Kostenerstattungsansprüche für auszubildende der Kom-
munen bei ausbildungsmaßnahmen außerhalb der ausbildungsstätte
(§§ 10, 10a tVaöd) neu in das Werk aufgenommen.

az.: 14.0.27-003/001



Als selbstbewusste Führungskraft und fachkundiger Experte (m/w/d) im Bereich der Schulentwicklungsplanung verstehen Sie es, mit unter-
schiedlichen Gruppen professionell und auf Augenhöhe zu kommunizieren. Mit Ihrem ausgeprägten Fingerspitzengefühl und Verhandlungs-
geschick bringen Sie im konstruktiven Dialog verschiedene Standpunkte zusammen. Sie agieren als Netzwerker und überzeugen durch Ihre 
außerordentliche Motivations- und Organisationsfähigkeit.  

Wir bieten Ihnen eine spannende Aufgabe, in der Sie mit Ihren fachlichen und sozialen Kompetenzen die Zukunft der Schulen der Stadt Hat-
tingen maßgeblich mitgestalten können. Im Gegenzug erwarten wir von Ihnen eine außerordentliche Leistungsbereitschaft und Flexibilität.

Die Stelle ist unbefristet und in Vollzeit zu besetzen. 

Die Stadt Hattingen engagiert sich für Chancengleichheit. 

Interessiert? Bewerben Sie sich direkt bei der von uns beauftragten Beratungsgesellschaft zfm. Für einen ersten vertraulichen Kontakt 
stehen Ihnen dort unter der Rufnummer 0228/265004 Hanna Sohlbach, Karolina Bocionek oder Rebecca Engels gerne zur Verfügung. 
Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte unter Angabe der Kennziffer HAT/08/18, idealerweise per E-Mail, bis zum 
23.09.2018 an bewerbung@zfm-bonn.de.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Bei Ihnen liegt die Schulentwicklung unserer Stadt in den richtigen 
Händen! 

Die Stadt Hattingen ist mit ihren 56.000 Einwohnern als zweitgrößte Stadt des 
Ennepe-Ruhr-Kreises verkehrsgünstig zwischen den Großstädten Essen, Dort-
mund und Wuppertal gelegen. Der historische Stadtkern mit seinen mittelalterlichen Fachwerkhäusern und die packende Industriekultur 
verleihen der Stadt einen ganz besonderen Charakter. Zahlreiche Grünflächen und insbesondere das idyllische Ruhrtal bilden einen Kontrast 
zum lebendigen Stadtleben und bieten hervorragende Naherholungsmöglichkeiten. Diese Vielfältigkeit macht Hattingen zu einem beliebten 
Ausflugsziel und einem überaus attraktiven Lebensort. 

Im Zuge einer Reorganisation der Verwaltungsstruktur suchen wir für das Dezernat III mit den Fachbereichen Schule und Sport, Soziales 
und Wohnen sowie Kinder, Jugend und Familie zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine souveräne und engagierte Führungspersönlichkeit als  

 Leitung des Fachbereiches Schule und Sport 
(m/w/d) mit Dezernentenfunktion
Änderungen im Dezernatszuschnitt bleiben vorbehalten. 

Die Stelle ist für Beamte nach A16 LBesG bewertet, für Angestellte erfolgt eine vergleichbare außertarifliche Vergütung. 

 Verantwortungsvolle Steuerung und strategische Weiterent-
wicklung des Fachbereiches und des Dezernates unter Be-
rücksichtigung der politischen, rechtlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen 

 Zukunftsorientierte Konzeption einer modernen Schulent-
wicklungsplanung unter Förderung der Vernetzung mit 
weiteren Sozialplanungen des Dezernates 

 Zielorientierte und wertschätzende Führung der ca. 185 
motivierten Mitarbeiter_innen (davon 34 im Fachbereich 
Schule und Sport)

 Repräsentation des Dezernats in politischen Gremien sowie 
Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsvorstands 

IHRE KERNAUFGABEN

 Abgeschlossenes Hochschulstudium, beispielsweise in den 
Fachrichtungen Verwaltungswissenschaften oder Public Ad-
ministration (Master/Universitätsdiplom) bzw. Befähigung 
zum 2. Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 

 Mehrjährige Führungserfahrung in einer Kommunalverwal-
tung mit Bezug zum Bereich Schulen/Jugend/Soziales 

 Nachweisbare Erfahrung in der Schulentwicklungsplanung 

 Umfassende Kenntnisse des allgemeinen Verwaltungsrechts 
und Schulrechts 

 Stark ausgeprägte Sozialkompetenz verbunden mit einer 
wirtschaftlich orientierten Denk- und Handlungsweise  

UNSERE ANFORDERUNGEN

Weitere Informationen und Stellenangebote finden Sie unter www.zfm-bonn.de

      



Bücher

das Beamtenrecht in 
nordrhein-Westfalen
Kommentar von dipl.-Verwaltungswirt heinz d. tadday und minis-
terialrat dr. ronald rescher, ministerium des innern des landes
nordrhein-Westfalen. 154. ergänzungslieferung, Stand märz 2018,
348 Seiten, 86,90 €. loseblattausgabe: Grundwerk 3.540 Seiten, din
a 5, in drei ordnern, 99,- € bei fortsetzungsbezug, zzgl. ergänzungs-
lieferungen (299,- € bei einzelbezug). digitalausgabe: lizenz für 1 - 3
nutzer im Jahresabonnement 299,- € (inkl. updates), weitere Preise
auf anfrage. iSBn 978-3-7922-0150-3 (Print), iSBn 978-3-7922-0201-
2 (digital), Verlag W. reckinger, Siegburg

Mit der 154. ergänzungslieferung (stand März 2018) werden die ak-
tuelle rechtsprechung und neue Vorschriften in das Werk eingearbei-
tet. der Kommentarteil wird durch neukommentierungen der
Paragrafen 64 (teilzeitbeschäftigung und urlaub aus familiären grün-
den), 65 (teilzeitbeschäftigung im blockmodell), 67 (familienpflege-
zeit, Pflegezeit), 92 (dienstliche beurteilung, dienstzeugnis) erweitert.

im teil C (rechtsvorschriften) sind u. a. die aktuellen novellen der
freistellungs- und urlaubsverordnung nrW (frurlVo nrW) und der
beihilfenverordnung nrW (bVo nrW) enthalten. das stichwortver-
zeichnis wird aktualisiert.

az.: 14.0.1

Beihilfenrecht nordrhein-Westfalen

unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien - Kommentar von Karl-
heinz mohr, ministerialrat a. d., und horst Sabolewski, regierungsdirek-
tor im finanzministerium des landes nrW. 114. ergänzungslieferung,
Stand mai 2018, 406 Seiten, 99,90 €. loseblattausgabe: Grundwerk
4.306 Seiten, din a5, in drei ordnern, 139,- € bei fortsetzungsbezug, zzgl.
ergänzungslieferungen (299,- € bei einzelbezug). digitalausgabe: lizenz
für 1 nutzer 419,- €, 2 nutzer 730,- €, 3 nutzer 1.095,- € (jeweils im Jah-
resabonnement, inkl. updates), weitere Preise auf anfrage. iSBn 978-3-
7922-0153-4 (Print), iSBn 978-3-7922-0204-3 (digital), Verlag W.
reckinger, Siegburg

Mit der 114. ergänzungslieferung (stand Mai 2018) wird das stich-
wortverzeichnis nach Überarbeitung vollständig ausgetauscht.
die Kommentierung der beihilfenverordnung (teil b i) erfährt
eine weitere teilaktualisierung der erläuterungen zu den §§ 2
(beihilfefälle), 3 (begriff der beihilfefähigen aufwendungen), 4
(beihilfefähige aufwendungen in Krankheitsfällen), 6 (beihil-
fefähige aufwendungen bei stationären rehabilitationsmaß-
nahmen), 6a (beihilfefähige aufwendungen für stationäre 
Müttergenesungskuren oder Mutter-/Vater-Kind Kuren), 6b 
(familienorientierte rehabilitation) und 7 (beihilfefähige auf-
wendungen für ambulante Kur- und rehabilitationsmaßnah-
men). im teil H (Krankenhausrecht) wird die aktualisierung der
Vereinbarung zum fallpauschalensystem für Krankenhäuser für
das Jahr 2018 abgeschlossen.

az.: 14.5.1-001

Jahrbuch für öffentliche finanzen 
�-20�8 
Junkernheinrich, Korioth, lenk, Scheller, Woisin (hrsg.). 82 euro (inkl.
ges. mwSt.); iSBn: 978-3-8305-3881-3; Bestell-nr. 3881; Sachgruppe:
Öffentliche Verwaltung und öffentliche Wirtschaft; rubrik: Schriften
zur öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft; Band-nr.
240; einband kartoniert; 508 S. zu bestellen beim Berliner Wissen-
schafts-Verlag, Berlin, internet www.bwv-verlag.de/shop/bwv/
?3881 

die neue ausgabe des Jahrbuchs stellt wieder eine präzise und hoch-
aktuelle beschreibung des Verlaufs aller sechzehn landeshaushalte
und der gemeindeebene im gerade abgeschlossenen Jahr 2017 be-
reit. das thematische spektrum der fachbeiträge reicht von grund-
satzfragen des föderalismus, über fiskalische Perspektiven der
öffentlichen Haushalte bis hin zu einzelaspekten der länderpolitik
wie der kommunalen altschuldenproblematik oder der grunder-
werbsteuer.

das Jahrbuch für öffentliche finanzen ist eine gemeinsame anstren-
gung von autorinnen und autoren aus den interessierten fachdis-
ziplinen finanz-, Politik- und rechtswissenschaft sowie aus der
Verwaltungspraxis vor allem der landesfinanzverwaltungen.

Mit seinem schwerpunkt auf der Haushaltswirtschaft der länder
schließt es die lücke zwischen dem finanzbericht des bundes und
dem gemeindefinanzbericht des deutschen städtetages durch eine
unabhängige wissenschaftliche Publikation von hoher aktualität.
dieses buch enthält 56 s/w abb. und 62 s/w tabellen.

az.: 41.0.1

Vergaberecht

Pöhlker/lausen/müller (hrsg.). 99 euro (inkl. ges. mwSt.); iSBn: 978-
3-8293-0884-7; Kommentar, Stand: inkl. 6. nachlief. mai 2018, 1284
Seiten, loseblattausgabe (in 1 ordner), Sachgruppe: länder/ Bund/
Vergaberecht; zu bestellen beim Kommunal- und Schulverlag Wies-
baden, internet www.kommunalpraxis.de/laender/bund/vergabe-
recht 

der Kommentar Vergaberecht (Vob, Vol, VgV, sektVo, KonzVgV,
VsVgV, VergstatVo, gWb und rPW) bietet mit den aktuellen 
Vergabevorschriften - ergänzt durch Vob/b und die richtlinien für
Planungswettbewerbe - eine basis für die durchführung von aus-
schreibungen. 

im Werk ergänzen praxisorientierte Kommentierungen die texte zu
den Vergabevorschriften. beginnend mit der Kommentierung zur
Vob/a werden anschließend die Vorschriften des gWb, der VgV und
der sektVo kommentiert. der Kommentar ist die ideale Hilfe für öf-
fentliche einrichtungen, Kommunen, Kommunalunternehmen, pri-
vatwirtschaftliche unternehmen, anwälte und auftragnehmer.

az.: 20.1.1.8-004/001
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Erhältlich im Buchhandel oder bei: beck-shop.de | Verlag C.H.BECK oHG · 80791 München | kundenservice@beck.de | Preise inkl. MwSt. | 168954

 facebook.com/verlagCHBECK     LinkedIn.com/company/Verlag-C-H-Beck     twitter.com/CHBECKRecht 

Wieder topaktuell:  
der neue Kopp/Schenke.

Der kompakte Kommentar

bietet dem Rechtsanwender zuverlässige und wissenschaft-
lich genaue Antworten auf alle verwaltungs prozessualen 
Fragen. Ein besonderes Augenmerk wird dabei auf die Ent-
wicklungen des Europäischen Gemeinschaftsrechts gelegt. 
Durch sein jährliches Erscheinen garantiert das Werk eine 
Darstellung auf neuestem Stand.

Die 24. Au age

verarbeitet die neueste Rechtsprechung und Literatur in 
gewohnt hoher Qualität. Berücksichtigt sind zudem folgende 
aktuelle Gesetzesänderungen:

ÌÌ Art. 5 Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völker-
rechtliche Vorgaben v. 29.5.2017
ÌÌ Art. 4 Hochwasserschutzgesetz II v. 30.6.2017
ÌÌ Art. 20 und 21 Gesetz zur Einführung der elektronischen 
Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung  
des elektronischen Rechtsverkehrs v. 5.7.2017
ÌÌ Art. 11 Abs. 24 des eIDAS-Durchführungsgesetz  
v. 18.7.2017
ÌÌ Art. 5 Abs. 2 Gesetz über die Erweiterung der Medien-
öffentlichkeit in Gerichtsverfahren v. 8.10.2017.

Kopp/Schenke
VwGO 

24. Au age. 2018.  
XXX, 2075 Seiten.  
In Leinen € 65,–
ISBN 978-3-406-72535-7
Neu im Juli 2018

   beck-shop.de/caqyas

... gründlich, präzise, prägnant  
und überzeugend.

Dr. Bernd-Rainer Zabré,  
in: RVaktuell 09/2017, zur Vorau age 



euroPa-neWS

auszeichnung für energie-Pr
die gemeinde saerbeck ist mit dem europäischen nachhaltig-
keitspreis für energie in der Kategorie „Verbraucher“ ausgezeich-
net worden. die Klimakommune erhielt die auszeichnung für ihre
bemühungen, möglichst viele bürger/innen für die nutzung re-
generativer energien zu gewinnen. der Preis sei von großer be-
deutung für das ansehen der gemeinde, sagte bürgermeister Wil-
fried roos, der den Preis im rahmen der europäischen Woche der
nachhaltigen energie mit Projektleiter guido Wallraven in brüssel
aus den Händen von Miguel arias Cañete, eu-Kommissar für 
Klimaschutz und energie, entgegennahm. das Klimakommune-
Projekt war in diesem Jahr die einzige deutsche bewerbung und
saerbeck die erste gewinnerkommune seit beginn des
Wettbewerbs 2016.

hauptstadt fairen und ethischen 
handels

gent ist die erste europäische Hauptstadt des fairen und ethischen
Handels. die belgische Kommune erhielt den titel, weil sie fairen
Handel seit Jahren erfolgreich fördert und im alltag der bevölke-
rung verankert hat. die beiden deutschen finalstädte dortmund
und saarbrücken konnten sich über sonderpreise freuen. die ruhr-
gebietsmetropole wurde für ihr Programm, fairen Handel bereits
im Kindergarten zu vermitteln, mit dem Preis für den besten bil-
dungs- und beteiligungsansatz gewürdigt. die saarländische lan-
deshauptstadt überzeugte mit ihrer fairen beschaffungspraxis. eu-
ropaweit hatten sich 19 städte um den „eu Cities for fair and ethical
trade award“ beworben.

europäischer nachhaltigkeitspreis

die eu-Kommission will den einsatz und die Kreativität europäi-
scher bürger/innen, unternehmen und organisationen für die glo-
balen nachhaltigkeitsziele honorieren. das thema des europäi-
schen nachhaltigkeitspreises lautet „befähigung der Menschen und
gewährleistung von inklusion und gleichheit“, wobei Preise in vier
Kategorien vergeben werden: Jugend, öffentliche einrichtungen,
private einrichtungen sowie Zivilgesellschaft. bewerbungen 
sind bis 14. september 2018 möglich, infos im internet unter 
https:// ec.europa.eu/info/strategy/international-strategies/
global-topics/sustainable-development-goals/multi-stakeholder-
platform-sdgs/european-sustainability-award_de .

task-force Subsidiarität

die von eu-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker eingesetz-
te task-force für subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und „Weniger,
aber effizienteres Handeln“ hat ihren abschlussbericht vorgelegt.
darin empfiehlt sie eine neue arbeitsweise, bei der die lokalen, re-
gionalen und nationalen behörden mehr Mitspracherecht in der
gestaltung der eu-Politik erhalten sollen. die hochrangige exper-
tengruppe schlägt zudem ein neues Konzept der „aktiven subsi-
diarität“ vor, das den Mehrwert des eu-rechts und die Vorteile für

die bürger/innen si-
cherstellen soll. der
task-force gehören
jeweils drei Mitglie-
der des ausschusses
der regionen und
der nationalen Par-
lamente an. 

Bericht zur rolle der Städte 

das europäische Parlament hat einen initiativbericht zur rolle der
städte im institutionellen gefüge der europäischen union ange-
nommen. darin stellen die abgeordneten fest, dass die beteiligung
unterschiedlich großer städte, städtischer gebiete und Metropol-
regionen durch das anhörungs- und beratungsgremium im euro-
päischen ausschuss der regionen realisiert werde. Zur stärkung
der städtischen dimension stünden verschiedene instrumente zur
Verfügung - etwa das Konzept der intelligenten städte, der nach-
haltigen stadtentwicklung oder der eu-städteagenda. gleichzeitig
kritisiert das Parlament, dass städte teilweise nicht über die erfor-
derliche Verwaltungskapazität verfügten, um sich stärker an aus-
schreibungen von eu-fördermitteln zu beteiligen.

neuer Präsident des europäischen
Stadtwerkeverbandes
der Vizepräsident des Verbandes kommunaler unternehmen
(VKu) und Vorsitzender der VKu-landesgruppe nordrhein-West-
falen, andreas feicht, ist neuer Präsident des europäischen stadt-
werkeverbandes „federation of local energy Companies“ (Ce-
deC). der Zusammenschluss vertritt die interessen von rund
1.500 lokalen energieunternehmen auf europäischer ebene. ins-
gesamt versorgen die unternehmen 85 Mio. Kund(inn)en von
strom und gas in zehn europäischen ländern. feicht, der seit
2015 CedeC-Vizepräsident war, ist Vorstandsvorsitzender der
WsW energie & Wasser ag sowie Vorsitzender der geschäfts-
führung der WsW Wuppertaler stadtwerke gmbH und WsW mo-
bil gmbH.

Preis für urbane mobilitätsplanung 

lokale behörden können sich um den Preis der eu-Kommission für
nachhaltige urbane Mobilitätsplanung bewerben. der „award for
sustainable urban Mobility Planning“, der im rahmen der europä-
ische Mobilitätswoche vergeben wird, hat „Multimodalität“ zum
thema. die Mobilitätspläne werden nach unterschiedlichen Krite-
rien bewertet. dazu zählen die einbringung der Multimodalität in
den Mobilitätsplan, die Verteilung des transportaufkommens auf
mehrere Verkehrsmittel, die förderung aktiver Mobilitätsformen,
die Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs, die Verknüpfung
von Verkehrsmitteln sowie die unterstützung des multimodalen
städtischen güterverkehrs. einsendeschluss ist der 1. oktober 2018,
mehr infos im internet unter http://www.mobilityweek.eu/sump-
award/ . ◼
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SerVice recht

auslegung der Wettbürosteuer

Das OVG-Urteil stellt die Voraussetzungen einer 
Mitverfolgungsmöglichkeit klar und formuliert Anfor-
derungen an einen räumlich-funktionalen Zusammen-
hang getrennter Wett- und Gastronomiebereiche.
(Orientierungssatz)

oVg nrW, urteil vom 13. März 2018 
- 14 a 1490/16

die beklagte Kommune erließ ende 2014 eine Wett-
bürosteuersatzung, nach deren § 1 der besteuerung
im gebiet der beklagten das Vermitteln oder Veran-
stalten von Pferde- und sportwetten in einrichtun-
gen (Wettbüros) unterlagen, die neben der annahme
von Wetten (auch an terminals, Wettautomaten oder
ähnlichen Wettvorrichtungen) auch das Mitverfolgen der Wett-
ergebnisse ermöglichten. der Kläger betreibt im stadtgebiet eine
Wettannahmestelle, in der er Wetten für einen bestimmten
Wettveranstalter vermittelt.
nach ansicht des oVg ist das von dem Kläger betriebene Wettlokal
kein Wettbüro im sinne der örtlichen Wettbürosteuersatzung.
durch die Möglichkeit, Wettereignisse mit zu verfolgen, unterschei-
de sich das Wettbüro von der reinen Wettannahmestelle. es verla-
gerte durch die Mitverfolgungsmöglichkeit die Wettkampfatmo-
sphäre in die Kommunen und nutze diese zum Vermitteln bzw.
Veranstalten von Wetten. eine Mitverfolgungsmöglichkeit setze
daher voraus, dass Wettereignisse im rahmen einer fernsehüber-
tragung beobachtet werden können. dies müsse nicht notwendig
nur durch live verfolgbare Wettereignisse geschehen, vielmehr 
genügten auch zeitlich verzögerte Präsentationen, sofern auf live
verfolgbare Übertragungen nicht vollständig verzichtet werde. 
eine bloße ergebnismitteilung oder auch eine reine radioübertra-
gung genügten hingegen nicht. das Wettbüro werde durch dieses
angebot zu einem treffpunkt, an dem sich gleichgesinnte über ver-
gangene oder aktuell laufende Wettereignisse und damit verbun-
dene Wettchancen austauschen könnten. auch dem, der im Mo-
ment gar nicht die absicht habe zu wetten, solle so ein anreiz
geboten werden, sich in das Wettbüro zu begeben, weil er dort die
Möglichkeit habe, bewettbare sportliche ereignisse zu verfolgen,
und die Wahrscheinlichkeit bestehe, dort gleichgesinnte, nämlich
an Pferde- und sportwetten interessierte Personen zu treffen, mit
denen man die Zeit angenehm und nunmehr möglicherweise doch
wettend verbringen könne. 
dem Wettbüro müsse dementsprechend auch eine gewisse
aufenthaltsqualität zukommen, die z. b. durch tische, stühle, de-
koration, angebot von getränken und snacks realisiert werden kön-
ne. gemessen an diesen grundsätzen sei das streitgegenständliche
Wettlokal kein Wettbüro, sondern eine reine Wettannahmestelle,
in der keinerlei fernsehübertragungen stattfanden. die hinter dem
thekenbereich angebrachten vier bildschirme zeigten lediglich in
tabellarischer form die kommenden livewetten sowie die aktuell
bewettbaren ereignisse, deren spielstände laufend aktualisiert
wurden. Hierdurch hätten jedoch keine Wettereignisse mitverfolgt
werden können, sondern lediglich deren Zwischenergebnisse. 
das Mitverfolgen von ständig aktualisierten Zwischenergebnis-

sen stehe dem Mitverfolgen von Wettereignissen im
Wege einer fernsehübertragung jedoch nicht gleich.
denn (Zwischen-)ergebnisse seien keine Wettereig-
nisse, sie dokumentierten lediglich deren Verlauf
bzw. ausgang. Zum fehlen einer fernsehübertra-
gung komme hinzu, dass dem 19 qm großen Wettlo-
kal des Klägers auch keine hinreichende aufenthalts-
qualität zukomme. die Kunden könnten lediglich im
stehen die Zwischenergebnisse verfolgen, an den
beiden Wettterminals Wetten abschließen oder
Wettscheine an einem an der Wand befestigten
schreibbrett ausfüllen und an der theke abgeben.
das lokal sei schließlich auch nicht deswegen als Wett-
büro zu qualifizieren, weil es mit der ebenfalls von dem
Kläger betriebenen, unmittelbar angrenzenden gast-
stätte in einem räumlich-funktionalen Zusammen-
hang stünde. Zwar biete die gaststätte die Möglich-
keit, sportereignisse und damit Wettereignisse im

Wege von fernsehübertragungen mit zu verfolgen. sie biete mit
ihren sitzgelegenheiten und ihrem getränkeangebot auch die nö-
tige aufenthaltsqualität. Zwischen beiden betrieben bestehe je-
doch keine räumlich-funktionale einheit. 
sie verfügten zwar über einen gemeinsamen, an der gebäude-
ecke befindlichen treppenaufgang, der durch ein rollgitter ver-
schlossen werden kann, wodurch die beiden betriebe nicht unab-
hängig voneinander geöffnet werden könnten. im Übrigen seien
sie jedoch baulich voneinander getrennt. sie verfügten über ge-
trennte eingänge und keine gemeinsam genutzten räume. der
Zutritt zum Wettlokal sei - wie auf der eingangstür deutlich ver-
merkt ist - nur volljährigen Personen gestattet, während die gast-
stätte nach Maßgabe des Jugendschutzgesetzes auch von Minder-
jährigen betreten werden könne. Vor diesem Hintergrund handele
es sich bei Wettlokal und gaststätte um getrennte betriebe. 
eine revision wurde nicht zugelassen.

nutzungsrecht an Wahlgräbern
1. Mit der Einräumung eines Nutzungsrechts an einem Wahlgrab
wird nicht zugleich eine Entscheidung über eine (gleich lange) Ru-
hezeit aller damals und später dort beizusetzenden Verstorbenen
getroffen.
2. Grundsätzlich stellt jede Verlängerung eines Nutzungsrechts, die
einem Berechtigten im gebührenrechtlichen Sinne zurechenbar ist,
eine Leistung des Friedhofsträgers und damit eine weitere Inan-
spruchnahme des Friedhofs als öffentlicher Einrichtung dar. (Amt-
liche Leitsätze)

oVg nrW, beschluss vom 13. Juni 2018 
- 14 a 2498/16

der Kläger erwarb im Jahr 2014 bei der beklagten gemeinde das
nutzungsrecht an einem urnenwahlgrab zur beisetzung von
zwei Personen für eine nutzungsdauer von 20 Jahren. nach der
bestattung des Vaters des Klägers noch im selben Jahr beschloss
die beklagte im folgejahr eine neue friedhofssatzung, nach der
die ruhezeit für urnengräber statt bisher 20 Jahre nunmehr 30
Jahre beträgt. aus anlass der anschließenden beisetzung auch

GERICHT
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW
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der Mutter des Klägers zog die beklagte diesen für eine Verlän-
gerung des nutzungsrechts um elf Jahre zu einer gebühr heran. 
das Vg hat die hiergegen erhobene Klage abgewiesen. das Ver-
waltungsgericht hat ausgeführt, die festsetzung der Verlänge-
rungsgebühr beruhe auf der friedhofsgebührenordnung. die
Verlängerung habe geschehen müssen, weil bei beisetzung der
Mutter die seinerzeit vereinbarte ruhezeit von 20 Jahren nicht
mehr mit der geltenden friedhofssatzung übereingestimmt habe
und damit unzulässig gewesen wäre. der Kläger hat sich demge-
genüber auf die vertragliche abrede mit der beklagten berufen,
die sie sich hinsichtlich der nutzungszeit und auch hinsichtlich
des seinerzeitigen (niedrigeren) gebührensatzes weiterhin ent-
gegenhalten lassen müsse.
das oVg hat demgegenüber das urteil des Verwaltungsgerichts
bestätigt. anders als der Kläger meine, beurteilten sich die
rechtsbeziehungen zwischen friedhofsträger und nutzungs-
rechtsinhaber auch im fall des erwerbs einer Wahlgrabstätte
nicht nach vertragsrechtlichen grundsätzen, sondern auf der
grundlage einer satzung, die die benutzung des friedhofs als öf-
fentlicher einrichtung regelt (vgl. § 4 bestg nrW), was auch für
friedhöfe gelte, die in trägerschaft von als Körperschaften des
öffentlichen rechts organisierten religionsgemeinschaften ste-
hen. 
Mit der einräumung eines nutzungsrechts an dem zweistelligen
urnenwahlgrab habe der Kläger ein subjektiv-öffentliches recht
auf die ausschließliche benutzung dieses Wahlgrabs durch sich
und seine angehörigen oder rechtsnachfolger für 20 Jahre er-
worben. damit sei aber nicht zugleich eine entscheidung über ei-
ne (gleich lange) ruhezeit aller damals und später dort beizuset-
zenden Verstorbenen getroffen worden. diese werde nicht durch
eine individuelle entscheidung gegenüber dem nutzungsberech-
tigten, sondern allein in der friedhofsordnung festgelegt und
könne unter berücksichtigung ihrer Zwecksetzung auch bei be-
reits belegten gräbern jederzeit verlängert oder verkürzt werden. 
dabei seien nach der Vorgabe in § 4 abs. 2 bestg nrW für erdbe-
stattungen und aschenbeisetzungen gleich lange ruhezeiten
festzulegen. daraus folge zugleich, dass die (verbleibende) nut-
zungszeit an einem Wahlgrab zumindest im Zeitpunkt einer be-
absichtigten beisetzung oder bestattung der zu diesem Zeit-
punkt nach Maßgabe der satzung geltenden ruhezeit zu
entsprechen hat. ist dies nicht der fall, sei das nutzungsrecht
entsprechend zu verlängern, wofür wiederum weitere gebühren
erhoben werden könnten. denn grundsätzlich stelle jede Verlän-
gerung eines nutzungsrechts, die einem berechtigten im gebüh-
renrechtlichen sinne zurechenbar sei, eine leistung des fried-
hofsträgers und damit eine weitere inanspruchnahme des
friedhofs als öffentlicher einrichtung dar. 
der Kläger könne sich auch nicht darauf berufen, die beklagte
habe in dem ursprünglichen gebührenbescheid betreffend den
erwerb des nutzungsrechts für das urnengrab die Verlänge-
rungsgebühr bindend auf einen geringeren betrag festgesetzt.
dies treffe schon deshalb nicht zu, weil in dem bescheid nicht
über eine Verlängerungsgebühr, sondern allein über die gebühr
für die erstmalige Überlassung des nutzungsrechts sowie die
weiteren bestattungsgebühren entschieden worden sei. soweit
dort der damals geltende satz für die Verlängerungsgebühr an-
gegeben worden sei, sei dies überflüssig gewesen und habe er-
sichtlich nur informatorischen gehalt gehabt. ◼
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